C 10190 18.8.2000 


Preis: 3,00 DM 


Angehörigen Info 


256 


Heransneneiens von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 

in Ber BRD 


In der Presse der BRD werden die Vorgänge 
um die erneute drohende Einführung von 
Isolationshaftzellen und die erbitterten 
Kämpfe in der Türkei drinnen und draußen 
dagegen weitgehend totgeschwiegen. Hier 
soll der Eindruck einer allmählichen „De- 
mokratisierung“ der Türkei erweckt werden, 
um so ihre „EU-Fähigkeit“ zu unterstrei- 
chen, wie es die gegenwärtige Bundesregie- 
rung vorsieht. 

Konkret bedeutet das den weiteren Aus- 
bau der Waffengeschäfte (Lieferung von 
Leopard-Panzern u.a.) und die Angleichung 
des staatlichen Repressions- und Gefäng- 
nissystems an „europäische Maßstäbe”. 

In der Türkei sind z.Zt. über 10.000 Men- 
schen als Mitglieder linker türkischer oder 
kurdischer Organisationen aus politischen 
Gründen inhaftiert. Seit Beginn dieses Jah- 
res verstärkt der türkische Staat seine 
Bemühungen, das Gefängnissystem umzu- 
gestalten und die bisherigen Gemein- 
schaftszellen aufzulösen, zugunsten von 
Einzelisolation besonders der politischen 
Gefangenen nach dem westeuropäischen 
(Stammheim) Modell. 

Der BRD-Innenminister Schily, als ehe- 
maliger Rechtsanwalt selbst „Stammheim- 
Experte“, ermutigte den türkischen Innen- 
minister bei einem kürzlichen Treffen, „auf 
dem Weg der Reformen voranzugehen”. Die 
gegenwärtige Propaganda in den türkischen 
Massenmedien für die Errichtung von „Lu- 
xusknästen“ erinnert fatal an die Berichte 
der BRD-Medien in den vergangenen Jah- 
ren und Jahrzehnten über Stammheim oder 
Weiterstadt. 

Das Ziel bleibt es hier wie da, jede linke 
Opposition, jeden Widerstand und jede re- 
volutionäre Perspektive der unterdrückten 
Massen zu vernichten und dazu die Identität 
der Gefangenen zu brechen, sei es mit bru- 
taler Gewalt oder mit subtileren Mitteln wie 
der „weißen Folter“. Dagegen giltes den Wi- 
derstand zu organisieren! 

Die linken Kräfte in der BRD tragen eine 
besondere Verantwortung in diesem Kampf, 
nicht nur weil die Herrschenden in diesem 
Lande maßgeblich die Entwicklungen in der 


Internationale Solidarität 


Jetzt aktiv wer 
es zu spät ist ! 


Türkei mit beeinflussen, sondern auch weil 
in diesem Land reiche Erfahrungen sowohl 
bei der Einführung von Iso-Knästen als auch 
im Widerstand dagegen existieren. 

Auch wenn manche Ex-Linke ihre Erfah- 
rungen in diesem Kampf heute dem Gegner 
zur Verfügung stellen und andere davon 
nichts mehr wissen wollen, bleibt es unsere 
Aufgabe, auf die Unmenschlichkeit des Iso- 
Haftsystems hinzuweisen, ihre zerstöreri- 
schen Folgen aufzuzeigen und den Kampf 
dagegen zu führen und zu unterstützen. Ziel 
sollte es sein seine internationale Bedeutung 
herauszustellen und so auch hier in der BRD 
die Frage der Knäste und politischen Ge- 
fangenen wieder auf die Tagesordnung zu 
setzen. 


en, bevor 


Auf der Grundlage eines solchen Aufrufes 
hat kürzlich auch in Hamburg ein breiteres 
Treffen stattgefunden, zu dem neben ver- 
schiedenen VertreterlInnen kurdischer und 
türkischer Organisationen auch einige deut- 
sche Interessierte aus verschiedenen Grup- 
pen gekommen waren. 

Bereits in den vergangenen Monaten wa- 
ren von diesen Organisationen Infostände, 
Kundgebungen, Demonstrationen sowie ein 
mehrtägiger Solidaritätshungerstreik orga- 
nisiert worden, um auf die drohende Ein- 
führung von Isolationshaft in der Türkei auf- 
merksam zu machen. Sie arbeiten dabei eng 
mit dem Zentralrat der politischen Gefan- 
genen in den türkischen Knästen zusammen, 
der 1996 während des Todesfastens in gen 


| > ne ae d der Pos Abgeordneten Heidi 
Lippmann das Auswärtige Amt den Besuch 
einer. türkischen Delegation in. Stuttgart- 
Stammheim bestätigte (ai 235). Wir möch- 
teni den Leserinnen den kurzen Antworttext 


. verifizieren, dassa am 16. Mai 1990 eine De 
-legation türkischer Beamter die Justizvoll- 
 zugsanstalt Stuttgart-Stammheim besich- 
tigt hat. Dieser Besuch war dem Auswärti- 
‚gen Amt in einer Verbalnote der Türkischen 

- Botschaft vom 23. März 1990 mit dem Hin- 


neh angekündigt worden, er diene der auon 
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türkischen Gefängnissen gegründet wurde, 
und stützen sich auch auf die Erfahrungen 
dieses gemeinsamen Kampfes. 

Ein Ergebnis dieses Treffens war, dass be- 
schlossen wurde, sich in Form eines Akti- 
onsbündnisses enger zusammenzusch- 
ließen, Aktivitäten mehr zu koordinieren 
und gemeinsame Aktionen vorzubereiten. 
So wird es am Samstag, den 2. September, 
um 11 Uhr in der Innenstadt eine größere 
Kundgebung verbunden mit einer Sitzakti- 
on geben. Weitere Aktivitäten sind in Pla- 
nung. 

Angesichts der bevorstehenden Zuspit- 
zung der Auseinandersetzungen in der Tür- 
kei ist es höchste Zeit, sich trotz bestehen- 
der Unterschiede in politischen Einzelfragen 
international zusammen zu schließen und 
Aktionsbündnisse zu gründen. 

Das beschriebene Beispiel von Hamburg 
zeigt ebenso wie bestehende ähnliche bereits 
bestehende Bündnisse z.B. in Berlin, Köln 
und Duisburg, dass dies auch möglich ist. 
Werden wir aktiv bevor es - wie 1996 im To- 
desfasten - wieder tote Gefangene gibt. 
Gegen die Einführung von Isolationszellen 
in türkischen Gefängnissen! 

Zusammen kämpfen gegen die weiße Fol- 
ter! 

Freiheit für alle politischen Gefangenen - 
weltweit! 

Hamburger Koordinierungskreis gegen Iso- 
lationshaft 


Demo 


Film: „Wehren wir uns gegen 
das Sterben durch diese Folter“ 


Der Film wendet sich gegen die Einführung 
von Isolationszellen in der Türkei. Der 
Kampf der politischen Gefangenen gegen 
dieses Vernichtungsprojekt wird in ein- 
drucksvollen Bildern geschildert. Väter und 
Mütter der politischen Gefangenen und 
Kulturschaffende äußern sich gegen die 
drohende Isolationsfolter. 

Der Film ist zu beziehen über: Komitee ge- 
gen Isolationshaft, Kreuzweg 12, 20099 
Hamburg, Tel/Fax (0 40) 28 05 36 25 
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Schläge, Granaten, Folter und Vergewaltigung - ein versuchtes Massa 


Der türkische Staat will die F-Ty 


Am5. Juli 2000 drang die Gefängnisleitung 
des Burdur-Gefängnisses gegen 15.00 Uhr 
mit Unterstützung von Polizei und Gen- 
darmerie in die Zellen der politischen Ge- 
fangenen ein, indem die Zellenwände mit 
Bulldozern durchbrochen und Gasbomben 
eingesetzt wurden. Gleichzeitig war in der 
Umgebung das Geräusch von Waffen und 
Bomben zu hören. Infolge dieses massiven 
Angriffs wurden 16 Gefangene an ver- 
schiedenen Stellen des Körpers schwer ver- 
letzt. (...) Die Gefängnisleitung begründete 
die Intervention damit, dass 11 politische 
Gefangene sich geweigert hätten, vor das 
DGM (Staatssicherheitsgericht) in Izmir ge- 
bracht zu werden. Man versuchte darauf- 
hin, die politischen Gefangenen mit Gewalt 
zu verschleppen. Die betroffenen Gefange- 
nen hatten außerdem einen Hungerstreik 
begonnen. Wegen der Ereignisse im Bur- 
dur-Gefängnis hatten außerdem Gefange- 
ne, die im Bayrampasa-Gefängnis/Istanbul 
inhaftiert sind, den Innenhof des Gefäng- 
nisses besetzt. Die Gefangenen des Umra- 
niye- und Ceyhan-Gefängnisses (beide 
ebenfalls Istanbul) verweigerten das Zäh- 
lungsritual der Gefängnisleitungen. 


Am 6. Juli 2000 wurden während einer 
Protestaktion am Kadiköy-Platz in Istan- 
bul, anlässlich des Angriffs auf die Gefan- 
genen im Burdur Gefängnis, mehrere Mit- 


glieder des TAYAD (Solidaritätsverein der 
Angehörigen von Gefangenen) festgenom- 
men. Darüber hinaus wurde eine Ausstel- 
lung der e Angehörigen zur Isolationshaft 
und zum Gefangenenwiderstand dagegen 
von türkischen Sicherheitskräften beschla- 
gnahmt. Mittlerweile sind die Angehörigen 
wieder freigelassen worden. Ein für den Tag 
darauf angesetztes Seminar wurde aber un- 
ter fadenscheinigen Begründungen verbo- 
ten. Der Solidaritätsverein der Angehörigen 
von Gefangenen (TAYAD) organisiert ne- 
ben anderen Menschenrechtsorganisatio- 
nen wie dem IHD, Dutzenden demokrati- 
schen Anwälten seit mehreren Monaten ei- 
ne große Kampagne gegen die Verlegungen 
der Gefangenen in Einzelzellen gestartet. 


Augenzeugenbericht aus Burdur 


(...) Am Morgen des 5. Juli, gegen 8.00-8.30 
Uhr, wurden die Türen und Schließschar- 
ten der 3. und 4. Zelle geschlossen und Elek- 
trizität und Wasser abgedreht. Auf dem 
Dach wurden Kommandos mit Kalaschni- 
koffs, G3- und Sturmgewehren der Marke 
Kanas platziert. Ohne jegliche Vorwarnung 
begann plötzlich der Angriff mit einer 
Schreckbombe. Die Soldaten auf dem Dach 
warfen die herausgerissenen Ziegel auf uns 
und steckten die Barrikaden, die wir zum 
Schutz unseres Lebens errichtet hatten, in 
Brand, indem sie treibstoffähnliche Brenn- 
stoffe darüber gossen. Im Laufe des Angriffs 
begannen sie die Wände zu durchbrechen 
und durch die Öffnungen Gas-, Nebel- und 
Schreckbomben zu werfen. Die abgeworfe- 
nen Bomben gaben einen Rauch ab, der zu 
Verbrennungen am ganzen Körper führte, 
Juckreiz hervorrief, das Bewusstsein ei- 
nengte und in den Augen brannte. Dieser 
Rauch führte bei uns allen zu allgemein 
körperlicher Schwäche und Übelkeit. 
Während des Angriffs wurden an Dutzen- 
den Stellen die Wand durchbrochen 
und Mittel wie Schreck-, Nebel- und 
Gasbomben, Wasser aus Hochdruck- 
schläuchen, Steine und lange Feuer- 
wehrhaken eingesetzt. Mehrere un- 
serer Freunde wurden durch die ge- 
worfenen Steine, Bomben und Feu- 
erwehrhaken verletzt. Da ihnen der 
bis dahin geführte Angriff nicht 
reichte, fingen sie an, die Wände mit 
einem Bagger zu durchbrechen. Ein 
Schlag des Baggers trennte unserem 
Freund Veli Sacilik den Arm ab. Man 
hat ihn rein durch Zufall nicht getö- 
tet. Eine Bombe aus einem Gewehr 
(wahrscheinlich aus einer Panzer- 
faust) traf unseren Freund Sadik Türk am 
Kopf, und er verlor ab diesem Augenblick 
das Bewusstsein und ist seither ohne Be- 
wusstsein. Mitten im Angriff kam der vor- 


er im Gefängnis von Burdur 


p-Gefängnisse mit aller Gewalt durchsetzen 


sitzende Direktor Katip Özen und sagte: 
„Ergebt Euch, ansonsten werde ich das 
Kommando den Soldaten übergeben“. 
Kurz darauf kam der Brigadengeneral 
Celal... und erklärte: „Wie viele Tote es ge- 
ben wird, interessiert mich nicht. Wenn ihr 
Euch nicht in 5 Minuten ergebt, werden wir 
eine Operation durchführen“ Obwohl wir 
sagten, dass sich die Soldaten zurückziehen 
sollten und wir in dem Fall herauskommen 
und unsere Behandlung zulassen werden, 
warteten sie nicht einmal zum Schein dar- 
auf, dass die 5 Minuten vergingen. Mehr als 
500 Soldaten, die zivilen und offiziellen Po- 


Burdur 2000 


lizisten der Polizeibehörde in Burdur sowie 
Gefängniswärter, insgesamt über 1000 Per- 
sonen, stürzten sich auf uns. Während die 
Barrikaden mit dem Bagger beseitigt wur- 
den, war die Mehrheit von uns der Gefahr 
ausgesetzt, zerquetscht zu werden. Der Bag- 
ger trug die Marke T744 Teleskop und 
gehörte den DSI (staatliche Wasserwerke) 
von Burdur. Währenddessen wurden wei- 
terhin Schreck- und Gasbomben abgewor- 
fen. Im Zuge dieses Angriffs kam es zu Ver- 
letzungen infolge der Explosion einer 
Schreckbombe in der Hand eines Freundes 
und Verbrennungen im Gesicht durch die 
Gasbombe. Nachdem sie bis zu uns vorge- 
drungen waren, begannen sie mit ununter- 
brochener Folter. Einige von uns wurden 
auf den Bagger gehoben und wie Erde hin- 
untergeworfen, einige wurden von den ab- 
gerissenen Mauern (2. Etage) hinunterge- 
stoßen. 

Die Zurückgebliebenen, unter denen auch 
ich mich befand, wurden über einen lan- 
gen mit Soldaten besetzten Folter-Korridor 
geschleppt. Hier brüllten insbesondere die 
Militärkommandanten, leitenden Gefäng- 
niswärter, Polizeikommissare, der Gefäng- 
nisdirektor und seine Helfer: „Schlagt zu, 
schlagt sie tot“. Sie schlugen mit Gewehr- 
kolben, Tragbalken, Steinen, Schlag- 
stöcken, Fäusten und Stiefeln und mit di- 
versen speziellen Knüppeln aufuns ein. So- 
gar ein 60-jähriger Gefangener wurde von 


Dutzenden Personen brutal geschlagen. So- 
wohl als wir im Krankenhaus ankamen als 
auch auf der Fahrt dorthin dauerte die Fol- 
ter an. Sie haben uns, als sie uns in den Wa- 
gen steckten und herausholten und auf die 
Bahre legten, ständig geprügelt. Jemand, 
der sich als Arzt bezeichnete, hielt meine 
blutende Nase fest und zog daran, während 
er sagte: „Ist etwa deine Nase gebrochen, 
du Kerl“, und sie schlugen gezielt auf un- 
sere Wunden. Unsere Handschellen wurden 
nicht abgenommen, sogar im bewusstlosen 
Zustand haben sie unsere Füße an der Bah- 
re festgekettet. Wir protestierten gegen die- 
se ehrverletzende Praxis 
und verweigerten die Be- 
handlung. Auch wäh- 
rend des Transports zum 
Krankenhaus ging die 
Folter ununterbrochen 
weiter. Sie schlugen wei- 
terhin gezielt auf unsere 
Wunden. Zwei Tage hin- 
durch wurden wir unter 
verschiedenen Vorwän- 
den tagsüber und nachts 
aus den Aufsichts- und 
Dunkelzellen, in denen 
wir festgehalten wurden, 
geholt und von Dutzen- 
den Gefängniswärtern gefoltert. An dem 
Tag, an dem unsere letzte Verlegung statt- 
fand, holten sie uns erneut unter Anwen- 
dung von Folter aus unseren Zellen und leg- 
ten uns aufein Bett, das aufeinen Tisch ge- 
stellt und durch Anfeuchtung zu einem Fol- 
terwerkzeug umfunktioniert wurde. So- 
wohl auf dem Rücken als auch auf dem 
Bauch liegend, haben sie mich mit ihren 
Händen von oben bis unten bis zur Be- 
wusstlosigkeit gefoltert. Als ich zu mir kam, 
begossen sie mich mit Wasser und began- 
nen erneut mit der Folter. Danach warfen 
sie uns vor die Soldaten, die mit der Folter 
weitermachten. Sie verfrachteten uns in 
den Gefangenentransporter, indem sie un- 
seren Kopf überall anstoßen ließen und 
Handschellen hinter dem Rücken so eng 
schlossen, dass unsere Hände schwarz an- 
liefen. Im Wagen wurden Beschimpfungen 
und psychische Folter ohne Unterbrechung 
fortgesetzt. 

Die an mir praktizierte Folter wurde auch 
in dem ärztlichen Attest (unterzeichnet und 
abgesiegelt: Dr. Alper Gül, Dip. Nr: 97-627), 
das mir datiert mit 8/7/2000 unter der Pro- 
tokoll-Nr. 5159 nach der ersten Untersu- 
chung um 14.20 Uhr ausgestellt wurde, be- 
stätigt. Ich reiche eine Klage gegen dieje- 
nigen ein, die mich diesen Foltermethoden 
unterzogen haben, allen voran der Ge- 
fängnisdirektor Katip Özen, der Brigadege- 
neral Celal..., die zum Zeitpunkt der Opera- 


tion im Dienst standen, die Soldaten die von 
Isparta und Burdur kamen, die für die äuße- 
re Sicherheit zuständigen Gendarmen und 
die an der Operation beteiligten Polizeibe- 
amten des Polizeipräsidiums in Burdur; so- 
wie die Ärzte des Burdur Staatskranken- 
hauses, die auf unsere Wunden schlugen, 
ein Auge zudrückten als man uns an den 
Beinen ankettete und somit ihren hippo- 
kratischen Eid gebrochen haben und for- 
dere ihre Bestrafung. Ich kann die an der 
Folter beteiligten Gefängniswärter und Sol- 
daten, sowie die Ärzte, die an der Stelle ei- 
ner Behandlung Folter angewandt haben, 
wiedererkennen. 

11.7.2000, Ali AYCEN, Gefangener im Bur- 
dur-Gefängnis 


Die Antwort der Gefangenen 


Die revolutionären Gefangenen, die auf Be- 
schluss der Zentralkoordination der Ge- 
fängnisse im ganzen Land eine Gerichts- 
boykott-Aktion durchführen, erklären ge- 
genüber dem Justizministerium: Auch wir 
werden nicht bei Gericht erscheinen, 
kommt doch und massakriert auch uns, er- 
mordet und foltert uns.“ 


Angriff auf die Gefangenen 
in Bergama 


In der Nacht zwischen dem 25. und 26. Ju- 
li 2000 wurde um 3.00 Uhr ein Angriff auf 
die Gefangenen in Bergama durchgeführt, 
nachdem diese eine willkürliche Durchsu- 
chung unter Beisein von Soldaten mit dem 
Vorwand, in den Zellen der politischen Ge- 
fangenen befände sich ein Tunnel, ablehn- 
ten. Wir dokumentieren hier die Erklärung 
der Zentralkoordination der Gefangenen 
(CMK) zu diesem Angriff. 


Diesmal will man die revolutionären 
Gefangenen von Bergama ermorden. 
Der Tunnel ist ein Vorwand: Es wird 
darauf gezielt, die Isolationszellen zu 
legitimieren 


(...) 
Im Bergama Gefängnis wurden 6 Gefan- 
gene, die aus Burdur kamen, verprügelt und 
einem Ermittlungsverfahren unterzogen, 
weil sie eine Erklärung an die Presse abge- 
geben haben. Die errungenen Rechte rau- 
bend, wurden Besuche eingeschränkt und 
das Besuchsrecht von Kindern und Ver- 
wandten aufgehoben. Und die zunehmen- 
den Angriffe wurden gegen Morgen des 26. 
Juli 2000 mit dem Vorwand eines Freiheit- 
stunnels der revolutionären Gefangenen i 
einen Angriff umgewandelt. ee 


Nach Auffinden des Tunnels wurden die 
Gefangenen gezwungen, in die Isolations- 
zellen zu gehen und sich ständiger Durch- 
suchungen unterziehen zu lassen. Die Ge- 
fangenen, die einer „einmalige Durchsu- 
chung“ absichtlich zugestimmt hatten, wei- 
gerten sich, in die Isolationszellen zu gehen 
und teilten der Gefängnisverwaltung mit, 
dass sie die Zellendurchsuchung nicht be- 
hindern werden, dass eine 
Durchsuchung vorgenom- 
men werden könne. Der 
Staatsanwalt und die Ge- 
fängnisverwaltung lehnten 
alle diese Vorschläge der 
Gefangenen ab, machten 
diese zum Vorwand eines © 
Angriffs und ließen Solda- 4 
ten kommen. Während die 
Gespräche andauerten, sta- 
tionierte man mit Tragbal- 
ken, Schlagstöcken, Bom- 
ben und Schusswaffen aus- 
gerüstete Soldaten auf dem 
Dach sowie auf den Korri- 
doren der oberen und unte- 
ren Etage, und unter Belei- 
digungen und Beschimp- 
fungen forderte man die Ge- 
fangenen über Megafon auf, 
„sich zu ergeben”. Die Mör- 
derbande, welche diesen 
Aufruf im Zwei-Minuten- 
takt wiederholte, startete | 
später den Angriff. 

Die Soldaten und Gefäng- | 
niswärter, welche die von 
den revolutionären Gefangenen zum Schutz 
vor dem Angriff errichteten Barrikaden an- 
griffen, warfen einerseits dicht hintereinan- 
der Gasbomben in die Zellen und begannen, 
die Zellenwände, genauso wie in Burdur mit 
Bulldozern an drei bis vier Stellen zu durch- 
bohren. 

Während die faschistischen Staatskräfte 
einerseits ihren Angriff auf die Gefangenen 
fortsetzten, sperrten sie das gesamte Gebiet 
um das Gefängnis ab und erteilten den An- 
gehörigen der Gefangenen, den Rechtsan- 
wältInnen sowie der Presse keinerlei Aus- 
künfte. Der Angriff auf das Gefängnis von 
Bergama ist ein weiteres Beispiel der Grau- 
samkeit in den Gefängnissen. 

Die Freiheitsaktion ist das legitimste Recht 
der Gefangenen! Es kann nicht zum Vor- 
wand für einen Angriff genommen werden! 
Der Wunsch und die Bestrebung der revolu- 
tionären Gefangenen, die Gefängnismauern 
zu überwinden und am Kampf des Volkes 
teilzunehmen, wird fortbestehen. Wir rufen 
noch einmal aus, die revolutionären Gefan- 
genen sind nicht „schuldig“. Sie wurden vom 
Imperialismus und seiner Knechtschaft auf 
illegitime Weise ins Gefängnis gesteckt. Die- 
se Realität ist die legitime Grundlage dieser 
Freiheitsaktionen. Aus diesem Grund sind 
nicht die revolutionären Gefangenen schul- 
dig, die von ihrem Recht, der physischen 
Freiheit entgegenzulaufen, Gebrauch ma- 
chen, sondern diejenigen, die dieses Recht, 
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wenn auch nur vorübergehend, rauben. Von 
der Vergangenheit bis zur Gegenwart haben 
die revolutionären Gefangenen bereits Dut- 
zende Male ihr Recht auf Freiheit in An- 
spruch genommen. Ob die Freiheitsaktionen 
nun erfolgreich waren oder nicht, sie sind 
nur zum Thema der Ermittlungen geworden. 
An diesem Punkt hat der faschistische Staat 
einen ganz offensichtlichen Grund dafür, die 


Gefangenen von Bergama anzugreifen, in- 
dem er die Freiheitsaktion als Vorwand be- 
nutzt: als Vorwand für den Angriff und die 
Legitimierung der Isolationsgefängnisse ... 
Der Staat mit seinem mörderischen Cha- 
rakter hat bei allen Angriffen auf die Ge- 
fängnisse ab dem Zeitpunkt, an dem die Iso- 
lationszellen auf die Tagesordnung gekom- 
men sind, Vorwände benutzt, die später an 
die Öffentlichkeit gelangt sind. Diese waren 
in Ulucanlar eine „Gemeinschaftszelle“, in 
Burdur „Boykott der Gerichtsverhandlung‘“ 
und in Bergama ein „Tunnel“. Es steht fest, 
dass der Staat, der u.a. mithilfe ergebener 
Medien darum bemüht ist, den Beweis zu er- 
bringen, dass der Übergang in Isolations- 
zellen notwendig sei, auch danach ver- 
schiedene Vorwände benutzen wird, um sei- 
ne faschistische Aggression zu verstecken. 
Aber kein Vorwand kann den Angriff auf die 
politischen Gefangenen und die Isolations- 
zellen rechtfertigen. Keine Anti-Propagan- 
da und keine Lüge und Entstellung, mit de- 
nen der Versuch, die Gefangenen zu brechen, 
verheimlicht werden soll, kann die Realität 
verdecken, dass die Gefängnisse des „F- 
Typs“ darauf zielen, „ihre Gedanken völlig 
unter Kontrolle zu nehmen“ und ihre revo- 
lutionäre Persönlichkeit und Menschenwür- 
de zu vernichten. Das Massaker in Uluncalar 
und die Massakerangriffe in Burdur und Ber- 
gama machen deutlich, in welchen Folter- 
zentren der mörderische und faschistische 


Staat die Zellen verwandeln wird. Es ist vor- 
auszusehen, was diejenigen, die derartige 
Angriffe auf Gemeinschaftszellen wagen, in 
den Isolationszellen tun werden. Wir wer- 
den alle Angriffe und Massakerversuche mit 
revolutionärer Entschlossenheit und Wil- 
lenskraft vereiteln, die Lügen und Demago- 
gien des Faschismus ein weiteres Mal bloß- 
stellen und den Sieg mit unserem Volk er- 


ringen... 

DIE REVOLUTIONÄREN GEFANGENEN 
KÖNNEN NICHT GEBROCHEN WERDEN! 
WIR WERDEN FÜR DIE MASSAKER UND 
FOLTERUNGEN RECHENSCHAFT VERLAN- 
GEN! 

WIR HABEN UND WIR WERDEN UNS NICHT 
IN DIE ISOLATIONSZELLEN BEGEBEN! 

30. Juli 2000, Zentralkoordination der Ge- 
Jängnisse und der Gefangenen aus den De- 
vrimci Yol-, THKP-C / MLSPB- und TDP- 
Prozessen in allen Gefängnissen 


Angriffe auf Angehörige 

Alle diese Angriffe der türkischen Staatsmacht, 
sowie der Widerstand der Gefangenen wurden 
durch Proteste der Angehörigen der Gefangenen 
und Solidaritäts- und Menschenrechtsgruppen 
begleitet. Es verging aber kaum ein Versuch eine 
Presseerklärung abzugeben oder eine Demo zu 
formieren, ohne dass der Staat mit brutalster Ge- 
walt eingriff (Bild). Hunderte Angehörige wurden 
verletzt und/oder kurzzeitig in eines der berüch- 
tigten türkischen Polizeireviere verschleppt. Bei 
dertürkischen Karawane gegen Isolationshaft, die 
von Istanbul nach Ankara führte kam es über 
20mal zu Angriffen durch die türkische Staatsge- 
walt. Bei Kundgebungen vor den Gefängnissen, 
in denen gerade Angriffe vor sich gingen, wur- 
den die Angehörigen ebenfalls angegriffen und 
verhaftet. 

Zusammenstellung: IKM, Kaiserslautern, den 
15.8, 


Internationale Delegation in der Türkei 


Protest gegen die Angriffe auf Angehörige 


Auf Einladung der Angehörigenorganisa- 
tion TAYAD nahmen Florian Ludwig, Mat- 
thias Pfeiffer, Arian Wendel aus Berlin, Bir- 
git Gärtner, Wolfgang Lettow aus Ham- 
burg und Bircan Dinc aus Bielefeld an ei- 
ner internationalen Delegation in Istanbul 
vom 1. bis zum 8. August 2000 teil. Außer 
uns nahmen zwei Anwältlnnen, ein eme- 
ritierter Professor, ein Lehrer und drei 
Journalistinnen aus Athen (Griechenland), 
ein Anwalt, eine Dolmetscherin und ein 
schottischer Journalist aus London (GB) 
und eine belgische Ärztin an der Delega- 
tion teil. 

Wir waren nach Istanbul gekommen, um 
uns über den Widerstand gegen die ge- 
plante Einführung des Kleinzellensystems 
in den türkischen Knästen, die sogenann- 
ten F-Typ-Gefängnisse, zu informieren. 
Wir trafen verschiedene Gesprächspartne- 
rinnen, z. B. die Anti-Isolationshaft-Kom- 
mission der Istanbuler Anwaltskammer, 
die der Istanbuler Ärztekammer, Beteilig- 
te am Todesfasten ‘96 in dem Gefängnis 
Bayrampasa in Istanbul, den ehemaligen 
Gefängnisdirektor aus Bayrampasa sowie 
Angehörige politischer Gefangener. 

Wir begleiteten Mitglieder von TAYAD 
zu dem Istanbuler Amtsgericht, wo sie öf- 
fentlich gegen Polizeiübergriffe und Ver- 
haftungen während eines Protest-Buskon- 
vois von Istanbul nach Ankara vom 30. 7. 
bis zum 1.8.00 Anzeige erstatteten. Vor 
dem Gerichtsgebäude wurden sie vor un- 
seren Augen und etwa zwanzig laufenden 
Fernsehkameras brutal von der schnellen 
Einsatztruppe der Istanbuler Polizei zu- 
sammengeprügelt und anschließend ver- 
haftet. Unter ihnen die beiden Dolmet- 
scherinnen unserer Delegation. 

Als Reaktion darauf verfassten wir eine 
gemeinsame Erklärung, in der wir den An- 
griff verurteilten und die unverzügliche 
medizinische Behandlung aller Verletzten 
sowie die sofortige Freilassung aller Fest- 
genommenen forderten. 

Erst nach zwei Tagen wurden diese je- 
doch wieder freigelassen. Sie erstatteten 
Anzeige gegen den brutalen Übergriff und 
gegen die Festnahme, ebenfalls vor dem 
Istanbuler Amtsgericht. Um unsere Soli- 
darität mitihnen auszudrücken und um zu 
versuchen zu verhindern, dass die Aktion 
wieder in eine Prügelorgie seitens der Uni- 
formierten und die Verhaftung der Prote- 
stierenden führt, luden wir die Presse zeit- 
gleich zu einer Pressekonferenz in das Ge- 
richtsgebäude ein. Dort verlasen wir auf 
türkisch die nachfolgende Erklärung. Zu- 
mindest an diesem einen Tag konnten wir 
die Protestierenden so vor den Schlag- 
stöcken der Sicherheitskräfte schützen. 


An die Presse und an die 
Offentlichkeit 


Wirssind eine internationale Delegation von 
Anwältlnnen, Ärztinnen und Journalistin- 
nen aus Griechenland, Belgien, Schottland, 
England und der BRD. Wir sind in die Tür- 
kei gekommen, um die Lage der Men- 
schenrechte zu beobachten und uns über 
den Widerstand gegen die geplante Ein- 
führung der sogenannten F-Typ-Gefäng- 
nisse zu informieren. 

Wir protestieren entschieden gegen den 
Angriff der schnellen Einsatztruppe der tür- 
kischen Polizei gegen die Mütter und An- 
gehörigen der politischen Gefangenen vor 
dem Istanbuler Amtsgericht Sultanahmet 
am 3. August 00, den wir mit eigenen Au- 
gen beobachten konnten. In unserer Be- 
gleitung nahmen die Angehörigen und die 
Mitglieder der Angehörigenorganisation 
TAYAD das Recht wahr, Anzeige gegen die 
brutalen Polizeiübergriffe während ihres 
Buskonvois nach Ankara aus Protest gegen 
die Einführung der sogenannten F-Typ-Ge- 
fängnisse vom 30. 7. bis zum 
1.8.00 zu erstatten. | 

Wir waren geschockt zu se- 
hen, dass unbewaffnete Perso- 
nen einer solchen Aggression 
der türkischen Polizei ausge- 
setztwerden. Etwa dreißig Per- 
sonen wurden verhaftet, dar- 
unter die beiden Dolmetsche- 
rinnen unserer Delegation, die 
nicht einmal in die Protestak- 
tion involviert waren. Fünf 
Personen wurden sehr schwer 
verletzt, und wir haben jeden 
Grund, daran zu zweifeln, dass 
sie unverzüglich medizinisch 
behandelt werden. Wenn so- 
gar neutrale Dolmetscherin- 
nen einer internationalen De- 
legation nicht sicher davor 
sind, verhaftet zu werden, 
dann fragen wir uns, was pas- 
siert mit Menschen, die eine 
andere politische Meinung 
vertreten als die Regierenden. 
Wenn ein paar Parolen einer 
Handvoll trauernder Mütter 
Faustschläge, Fußtritte und 
den Einsatz von Schlag- 
stöcken in Gegenwart einer in- 
ternationalen Delegation pro- 
vozieren, dann wagen wir uns 
nicht vorzustellen, was wohl 
in den Isolationszellen der ge- 
planten F-Typ-Gefängnisse 
passieren wird. 

Wir solidarisieren uns mit all 
denen, die für die Verteidigung 


der Menschenrechte und die demokratische 
Freiheit in der Türkei kämpfen. Wir unter- 
stützen die Forderungen der Angehörigen 
der politischen Gefangenen: 
- Schluss mit der Folter in den Gefängnis- 
sen 
- ausreichende medizinische Versorgung 
für alle Gefangenen 
- sofortige Freilassung aller politischen Ge- 
fangenen 
- keine Einführung der F-Typ-Gefängnis- 
se in der Türkei 

Wir verurteilen die staatliche Gewalt, den 
brutalen Polizeiübergriff vom 3. August 00 
und fordern, dass alle TeilnehmerInnen un- 
serer Pressekonferenz ungehindert und oh- 
ne den gewalttätigen Angriffen der Poli- 
zeikräfte ausgesetzt zu werden, das Ge- 
richtsgebäude verlassen können und sicher 
zu Hause ankommen. 
Im Namen der Delegation: 
Birgit Gärtner, Journalistin, Tageszeitung 
junge Welt, BRD 
Stephen Kaczynski, freier Journalist, 
Schottland 


Das Gefängnissystem in de 
und Nordwesı-KRurdisiarn 


und der Widerstand gegen die 


ihrung der Isolationszellengefängnisse 


RR 


Erscheint in diesen Tagen! 

Zu beziehen über: 

ISKU, Informationsstelle Kurdistan e.V. 
Hobrechtstr. 14, 

12047 Berlin 

Preis: DM 12,- 


S0 ODER SO - Zeitung der 
Kampagne Libertad! 


Kampagne gegen die neven Gefäng- 
nisse in der Türkei 


Am 4. August wurde die achtseitige Zei- 
tung „So oder So-extra® KEIN STAMM- 
HEIM AM BOSPORUS fertiggestellt und 
gedruckt. Dieses Extrablatt ist zweispra- 
chig, auf türkisch und deutsch. Es enthält 
den Libertad!-Aufruf: „11 Argumente ge- 
gen die Einführung der Isolations- und Ein- 
zelhaftgefängnisse in der Türkei“ Das Ex- 
trablatt ist zum Verteilen gedacht, ist ko- 
stenlos und kann bestellt werden bei ver- 
trieb@sooderso.de - Berechnet wird nur die 
Versandkosten. Am 9. August erscheint in 
der Gesamtauflage (13.000) der Wochen- 
zeitung „Jungle World“ eine vierseitige 
Ausgabe dieses „So oder So-extra“ in einer 
rein deutschen Version als Beilage. 

Die online-Version (sowohl auf deutsch 
wie auf türkisch) ist seit heute auf der SO 
ODER SO-Internetseite abrufbar: http:// 
www.sooderso.de/zeitung/e01 

Bei dieser Gelegenheit auch ein Hinweis 
auf die „F-Typ-Seite“ der Libertad!-Inter- 
netseite: http://www.libertad.de/projekte/ 
spezial/ tuerkei - Dort sind aktuelle Infor- 
mationen über die Lage in den türkischen 
Gefängnissen abrufbar. 

Vom Libertad!-Aufruf „11 Argumente...“ 
ist auch eine Version im DinA4-Format ver- 
fügbar. Sie kann zum Beispiel an Zeit- 
schriften zum Abdruck oder als Beilage ge- 
geben werden. Diese Version liegt nur elek- 
tronisch vor, auf deutsch wie auf türkisch, 
im ‚pdf-Format (kann mit dem kostenlosen 
Acrobat-Reader angesehen und ausge- 
druckt werden). Abrufbar sind die Dateien 
unter: auf deutsch: 
http://www.libertad.de/archiv/texte 
/ksab-a4of.pdfoder gepackt mit derendung 
‚zip 
auf türkisch: http://www.libertad.de/ 


FE we yo g ei SEZEMRRÄR GER 
gi in ._ inte dr 
ESTER Irre 


EEE ITEN 
sea arg tt parii E ie a E EEAS ASAA E LEET 
iss ghy Varia: 


archiv/texte/ksab-a4oft.pdf oder gepackt 
mit der endung .zip 


Fehriye Erdals 
Hungerstreik erfolgreich 
beendet 


Fehriye, eine türkische Revolutionärin, 
wurde am 26. September 1999 in Belgien 
verhaftet (wir berichteten mehrmals). Um 
zu verhindern, dass sie von Belgien in die 
Türkei ausgeliefert wird, was ihren siche- 
ren Tod bedeutet hätte, trat sie am 14. Juli 
in den Hungerstreik. 

Mehrere Menschen und Gruppen unter- 
stützten sie, z.B. indem sie selber in einen 
Hungerstreik traten. Auf die zunehmende 
Solidarität reagierte der belgische Staat re- 
pressiv, d.h. es gab über 10 vorübergehen- 
de Verhaftungen. 

Gesundheitlich geschwächt, aber sonst in 
guter Verfassung wurde Fehriye am 15. Au- 
gust, dem 34. Tag ihres Hungerstreiks, frei- 
gelassen! Allerdings mit drakonischen Auf- 
lagen. 


Weiterer Prozess und 
Zensur gegen türkischen 
Gefangenen 


Erst durch vielfältige Proteste im In- und 
Ausland und den Widerstand türkischer und 
kurdischer Gefangener in der Türkei, West- 
europa und der BRD konnte Ilhan Yelkuvan 
nach 63 Tagen Hungerstreik die Aufhebung 
seiner Isolation durchsetzen. Das war nach 
langer Zeit ein Erfolg, der dem bundesdeut- 
schen Knastsystem abgerungen werden 
konnte. 

Einige türkische Gefangene haben, obwohl 
dies eine Forderung des Hungerstreiks war, 
keinen Zugriff auf türkische Medien. So wer- 
den dem Gefangenen Nuri Eryüksel, der in 
einem Bremer Gefängnis sitzt, die Zeitschrif- 
ten Kurtulus und Vatan nicht weitergegeben 
mit der Behauptung, die Zeitung sei verbo- 
ten. Tatsächlich sind beide Zeitschriften we- 
der in der Türkei noch in Deutschland ver- 
boten. Obwohl Nuri Eryüksel ein Abonne- 
ment der Zeitung Hürriyet hat, wird sie ihm 
auch verweigert. Nuri Eryüksel hat aus poli- 
tischen Gründen in Deutschland Asyl bean- 
tragt. Aber jetzt wird er angeklagt, weil er sei- 
ne politischen Überzeugungen nicht aufgibt. 
Eryüksel war 10 Jahre lang in der Türkei Ge- 
fangener, er wurde angeklagt, er hat gegen 
den Faschismus gekämpft und dabei sein Au- 
genlicht verloren. Er kann Zeitungen, Bücher 
und Zeitschriften nicht allein lesen. Deswe- 
gen braucht er jemanden, der sie ihm vor- 
liest. Aber diese von ihm gestellte Forderung 
wurde auch verweigert. 

Nuris Prozess beginnt voraussichtlich im 
Oktober vor dem OLG Hamburg unter Vor- 
sitz des Richters Mentz, der schon Ilhan zu 
lebenslänglich verurteilte. 


Frankreich 


Urteilsverkündung im 
Auslieferungsverfah- 
ren gegen Petra Elser 


Am 21. Juni 2000 hat die Chambre d’Accu- 
sation in Paris verkündet, dass sie dem Aus- 
lieferungsantrag Spaniens gegen Petra Elser 
zustimmt. Der Antrag wurde nicht in allen 
Punkten angenommen. Die beantragte’ Aus- 
lieferung wegen Sachbeschädigung wurde 
wegen Verjährung abgelehnt. Der Ausliefe- 
rung wegen des absurden Vorwurfs „Mord- 
versuch“ wurde jedoch zugestimmt. 


Auszüge aus der Urteilsbegründung: 


„Es wird festgestellt, dass es nicht Aufgabe 
dieses Gerichtes ist festzustellen, ob die vom 
antragstellenden Land erhobenen Vorwürfe 
ausreichend bewiesen sind, sondern nur 
nachzuprüfen, ob diese Vorwürfe eine Straftat 
in der Gesetzgebung des anfordernden und des 
angeforderten Landes darstellen. 

Es wird festgestellt, dass in den dargestell- 
ten Fakten ... Elser von dem anfordernden 
Land vorgeworfen wird, den Fahrweg eines 
Militärfahrzeuges ausgespäht, Nachfor- 
schungen angestellt und sich an der Herstel- 
lung eines Sprengsatzes beteiligt zu haben. 

Es wird festgestellt, dass ein Teil der von 
der Verteidigung vorgelegten Dokumente 
nicht zugelassen werden, da sie in einer 
Fremdsprache abgefasst sind. 

Es wird festgestellt, dass es zutrifft, dass 
Petra Elser von dem Azurmendi beschuldigt 
wurde. Diese Beschuldigung fand nicht unter 
Einwirkung von Gewalt statt, sondern so, wie 
es aus den Unterlagen des anfordernden Lan- 
des hervorgeht, in den Räumen der Guardia 
Civil in Anwesenheit eines Anwalts. 

Es wird festgestellt, dass die Chambre d’Ac- 
cusation nicht an die Stelle des anfordernden 
Landes treten wird und durch die Anforde- 
rung von Teilen der Verfahrensakten in die 
Analyse der vorwürfe eintreten wird.“ 


Besonders originell ist die Begründung, dass 
die Aussage von Mikel Azurmendi nicht un- 
ter Gewalteinwirkung zustande gekommen 
sei, sondern in den Räumen der Guardia Ci- 
vil. In den Berichten von Amnesty Interna- 
tional ist regelmäßig zu lesen, dass Folter 
und Misshandlungen von Gefangenen in 
Spanien in erster Linie genau dort stattfin- 
den: in den Räumen der Guardia Civil, in 
den ersten Tagen nach der Verhaftung, be- 
vor die Verhafteten dem Ermittlungsrichter 
vorgeführt werden. 

Nach dieser juristischen Entscheidung 
liegt die endgültige Entscheidung über die 
Auslieferung von Petra Elser nach Spanien 
nun bei der französischen Regierung bzw. 
bei Premierminister Jospin, der das Auslie- 
ferungsdekret unterzeichnen muss. 
Solidaritätsgruppe „Keine Auslieferung von 
Petra Elser“, Liebigstr. 25, 50823 Köln 


Frankreichs Gefängnisse im 
Kreuzfeuer der Kritik 


Ein Bericht aus dem 
Frauenknast Fleury- 
Merogis nahe Paris 


Von Christel Fröhlich, 30.5.2000 


Seiteinigen Monaten sind die französischen 
Gefängnisse im Kreuzfeuer der Kritik. An- 
lass war ein Buch der verantwortlichen Ärz- 
tin von Sante, Frankreichs berühmtestes 
und ältestes Gefängnis, Mme Vasseur. 
Außerdem hatten in den letzten Jahren ei- 
nige prominente Politiker und Wirtschafts- 
magnaten (so der Präsident von Elf, dem 
französischen Ölmulti, der auch in der Spen- 
denaffäre Kohl ins Zwielicht geraten ist), ei- 
nige Monate im Gefängnis verbracht. Die- 
se bourgeoisen Herren haben danach ein 
Komitee gegründet, um die katastrophalen 
Zustände in den französischen Gefängnis- 
sen zu denunzieren. All dies hat eine Men- 
ge Wirbel erzeugt und die Justizministeri- 
en Guigou sah sich gezwungen zu erklären, 
dass die Gefängnisse in Frankreich, einem 
demokratischen Land, unwürdig seien. 

Alle sprechen jetzt von einer notwendi- 
gen Reform der Gefängnisse. Was den Po- 
litikern allerdings als Erstes einfällt, ist, vie- 
le neue Knäste zu bauen! 

Aber allein schon das Reden über die Ge- 
fängnisreform bringt die stärkste Gewerk- 
schaft unter dem Knastpersonal, die der 


Aufruf an alle Flüchtlinge, gegen unse- 

re Botschaften und das deutsche Mini- 

sterium für Unterentwicklungs-Zusam- 
. menarbeit in Bonn zu demonstrieren! 


< Stoppt die Kollaboration afrikanischer, asia- 
- tischer und lateinamerikanischer Botschaften 
_ mit der deutschen Regierung bei der Ab- 
. schiebung Flüchtlingen! 

Nach offiziellen Zahlen wurden 1998 unge- 
. fähr 50.000 Menschen aus Deutschland abge- 
. schoben. Dies ist nur möglich, weil unsere je- 
. weiligen Botschaften mit der deutschen Re- 
. gierung kollaborieren, um Reisedokumente 
- auszustellen, die für die Abschiebung not- 
- wendig sind. ... Zum Beispiel hat die Botschaft 
von Sierra Leone 10.000 Dm für drei Tage Ar- 
. beit erhalten, in denen Flüchtlinge „identifi- 
. ziert“ und Reisedokumente für die Abschie- 
. bungen ausgestellt wurden ... Es sind diesel- 
‚ ben, die uns verfolgten, folterten und zur 
_ Flucht zwangen. Jetzt helfen sie den Deut- 
. schen, uns abzuschieben, und sie erwarten uns 
_ auf dem Flughäfen, um uns festzunehmen, zu 
_foltern, zu eliminieren und verschwinden zu 
lassen, wie es mit so vielen unserer Brüder und 
- Schwestern passiert ist, die in der Vergangen- 
heit abgeschoben wurden. 

~ Um die kriminelle und neokolonialistische 
< Kollaboration ... zu beenden und gegen die 


Front National nahe steht, in Rage. Und da 
wir Gefangenen auf der untersten Stufe ste- 
hen, wird der Kampf zwischen sogenann- 
ten Reformern und der rechtsextremen Ge- 
werkschaft auf unserem Rücken ausgetra- 
gen. 

Seit einigen Wochen stellen wir eine stän- 
dige Verschärfung unserer täglichen Bedin- 
gungen fest: 

e ständige Durchsuchungen vor und nach 
dem Hofgang 

e Verbot, Zeitungen, Bücher und ähnliche 
kleine Sachen mit auf den Hof zu nehmen 
e Besonders absurd ist der „Kampf“, den die 
Knastdirektion zur Zeit um die erlaubte Län- 
ge von kurzen Hosen führt. 

Begründet wird dies alles damit, dass die 
Gefängnisordnung diese Regelungen vor- 
sieht. Dahinter steht aber der Versuch, die 
Situation unerträglich zu machen und spon- 
tane, aber ausweglose Rebellion zu produ- 
zieren, die dann der Beweis wären, dass der 
Knast nur mit Disziplin „regiert“ werden 
kann. 

Wir haben einen kollektiven Protestbrief 
geschrieben, was zwar unmittelbar nichts 
ändern wird, aber uns eine bestimmte In- 
itiative erhält. 

Das alles hat noch komische Züge, allzu 
oft aber geht es nicht nur um Disziplin und 
Ordnung, sondern um pure Gewalt. So wur- 
de vor kurzem eine schwarze Frau (aus dem 
Frauenknast([ während des Besuchs bei 
ihrem Mann im Männerknast rassistisch be- 
schimpft und brutal zusammengeschlagen. 
Eine Mehrheit der Frauen im Knast hat dar- 
aufhin zwei Tage die Annahme des Knastes- 


deutsche rassistische Asylpolitik zu protestie- 
ren, werden wir zwei Tage lang vor unseren 
Botschaften und dem deutschen Ministerium 
für Unterentwicklung in Bonn demonstrieren. 


Donnerstag, 21. bis 
Freitag, 22. September 2000 


Informationen über die Organisation von Bus- 
sen aus verschiedenen Städten usw. unter 
0170-8643556 (Alex) 

OrganisatorInnen: afrikanische, asiatische 
und lateinamerikanische Flüchtlinge in 
Deutschland, unterstützt von verschiedenen 
Organisationen von Flüchtlingen und Mi- 
grantInnen sowie Menschenrechtsgruppen 


22.-28.September 2000: Aktionswoche 
gegen die IWF/Weltbanktagung in Prag 
- Globaler Aktionstag am 26.9. 


Im Bewusstsein über die Tatsache, dass eine 
neue Form des Widerstandes gegen das Kapi- 
tal gestalt annimmt, rufen wir europäische 
Menschen, Bewegungen und Organisationen 
auf, sich an derKampagne gegen den IWF und 
Weltbankgipfel in Prag vom 21. bis 28 Sep- 
tember zu beteiligen und den globalen Akti- 
onstag am 26. September zu unterstützen. Un- 
gefähr 20000 VertreterInnen des Kapitals wer- 


sens verweigert. Wir sind davon überzeugt, 
dass diese Aktion verhindert hat, dass die 
Frau auch noch in den Bunker kam. Damit 
kein falsches Bild entsteht: Solidarität im 
Metropolenknast ist eine mühselige Ange- 
legenheit, ein hartes Brot. Wie sollte es auch 
anders sein: Die Marginalisierten und Ar- 
men aller Kontingente finden sich hier. 

Die schärfste Repression aber richtet sich 
auch in Frankreich gegen uns, die politi- 
schen Gefangenen. Ale sind wir einer Son- 
derbehandlung und Sondergesetzen unter- 
worfen. Besonders unerbittlich zeigt sich die 
Justiz gegenüber den Militanten von Action 
Directe. 

So hat Georges Cipriani nach mehrjähri- 
ger Isolationshaft jeglichen Kontakt mit der 
Wirklichkeit verloren, trotzdem wird er im 
Knast gehalten. 

Nathalie Menigon leidet an einer Depres- 
sion, und vor kurzem hat sie einen Selbst- 
mordversuch gemacht. Daraufhin wurde sie 
an einen Ort verbracht, den bis heute we- 
der ihr Anwalt noch ihre Familie in Erfah- 
rung bringen konnten. Sie wurde in einem 
Raum gehalten, wo sie weder Radio hören 
noch fernsehen konnte. Sie hatte ebenfalls 
Schreibverbot. Erst nachdem die Öffent- 
lichkeit mobilisiert wurde, wurde sie nach 
fünf Tagen in den Knast zurückgebracht. 

Indem die Aktivisten lebendig begraben 
werden, soll auch ihre Geschichte einer be- 
siegten (gescheiterten?) revolutionären In- 
itiative begraben werden. 

Aber wie sagte Rosa Luxemburg von der 
Revolution: Ich war, ich bin, ich werden 
sein!! 


den im September nach Prag kommen, um am 
55, Jahresgipfel von IWF und Weltbank teil- 
zunehmen. Dieses prestigereiche Ereignis wird 
das erste seiner Art in Zentral- und Osteuro- 
pa sein. Die delegierten werden sich treffen, 
um ein Schema weiterer Liberalisierung der 
Weltwirtschaft vorzuschlagen, indem sie neue 
Kredit Prioritäten und Strukturanpassungsbe- 
dingungen definieren. (aus dem europäischen 
Aufruf) 
Termine in Prag: 
ab 10.09. Karawane "Nix da 2000” von Han- 
nover nach Prag s 
22.-28.09. Aktionswoche in Prag: 

22.-28.09. Festival ”art and resistance” 
22.-24.09. Gegengipfel 

24.09. Demonstration 

26.09. GLOBAL ACTION DAY 
26.-28.09. offizieller IWF/ Weltbank-Gipfel 
Bundesweiter Kontakt: fzs, 0228/26 21 19, 
Szs@studis.de . 


Aufruf zur Demonstration 
Save the Resistance! 


Gegen Überwachungsgesellschaft und Si- 
cherheitswahn 

Leipzig, Augustusplatz 

Samstag, 14.10.2000, 13.00 Uhr 


Ein Brief von Ivan Jelinic 


Als Abschiebe-Gefan- 
gener doppelt und 
dreifach diskriminiert 


Ciao ... 

Wie du weißt, bin ich seit 1985 ein so ge- 
nannter Abschiebe-Gefangener. Die Justiz 
der Bundesrepublik hat nichts übrig für Men- 
schen, die nicht in ihr Prosperitäts-Programm 
passen. Fünfzehn Jahre lang hat mir die deut- 
sche Justiz die Gefangenschaft zur Folter an 
Psyche und Körper gemacht. Schule und Aus- 
bildung, Studium und jede andere Weiterbil- 
dung wurden mit Gesetzen verweigert, die 
Abschiebe-Gefangene diskriminieren. Ich 
durfte auch nicht zum Begräbnis meines Va- 
ters gehen, nur weil ich keinen deutschen Pass 
habe. Auch als vergangenes Jahr meine Mut- 
ter beinahe gestorben wäre (zwei Infarkte), 
wurde mir ein Krankenbesuch in Hand- und 
Fußfesseln und Ankettung an Gefängnisbe- 
amte verweigert. (Sie hat überlebt und bekam 
4 Bypässe.) Als Gefangener mit anderer Her- 
kunft kriege ich weder so genannte Ausgän- 
ge oder so genannten Hafturlaub. Dasselbe 
trifft auf Maßnahmen zur Vorbereitung auf 
Entlassung, also Ausgang für Arbeit- und 
Wohnungssuche etc. Stattdessen hat die Ju- 
stiz für mich nur Isolationshaft übrig, in der 
ich von den fünfzehn Jahren insgesamt fast 
neun Jahre einsitze - unter so genannten 
Zuchthaus-Bedingungen. Die jetzige Isolati- 
onshaft dauert seitüber fünf Jahren. Nun ver- 
suchte ich nach 15 Jahren, mich abschieben 
zu lassen, und berief mich dabei auf den Ar- 
tikel 3 GG (Gleichbehandlungsgrundsatz). 

Denn meine Haftbedingungen sind ein- 
deutig eine klare Verletzung dieses Gesetzes 
- habe ich gedacht. Doch das Bundesverfas- 
sungsgericht ist der Auffassung, der Artikel 
3 GG gilt nicht für Abschiebe-Gefangene. Da- 
bei spielen die Haftbedingungen keine Rolle 
- obwohl dadurch sämtliche Grundsätze des 
Strafvollzugsgesetzes außer Kraft gesetzt 
sind. Die Justiz will mich erst nach 17 Jah- 
ren abschieben / verbannen. Wenn ich noch 
mehr kaputt bin - oder tot. Das heißt, dass 
auch die nicht einschränkbaren Grundgeset- 
ze (Menschenrechte) für mich nicht gelten. 
Und die Bedingungen zeigen ja, dass die deut- 
sche Justiz mich nicht als Menschen sieht. (...) 

Herzliche Grüße an die politischen und al- 
le für ihr Recht kämpfenden Gefangenen, hier 
und hinter der deutschen Grenze. 

Ich schließe mich der Forderung nach Am- 
nestie für alle politischen Gefangenen an und 
freue mich darüber, dass die englische Re- 
gierung Gefangene aus der IRA begnadigt 
hat. Wer sehen das mit Respekt. 

Ciao ... Ciao 

Ivan, Isolation in Hannover 

Ivans Adresse: 

Ivan Jelinic, Schulenburger Landstr. 145, 
30165 Hannover 
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Für dioRechtader 4 aan A m 
Flüchtlinge ung „a; amaga 
LE Migrantienen "2; APUI: IR d 


Der nigerianische 
politische Flücht- 
# ling Akubuo Anu- 
= sonwu Chukwudi, 
der bekannteste Ak- 
| tivist der „Karawa- 
ne für die Rechte der 
Flüchtlinge und Mi- 
 grantInnen“, ist er- 
EP neut akut von Ab- 
Aæ schiebung bedroht. 
Akubuo hatte gera- 
de als Organisator einer Kampagne die hor- 
renden Zustände in seinem Flüchtlings- 
heim an eine breite Öffentlichkeit getragen. 
Damit steht der Abschiebebeschluss der 
deutschen Behörden ganz offensichtlich in 
Zusammenhang. 

Es wäre nicht das erste Mal, dass Akubuo 
die Revanche der deutschen Behörden zu 
spüren bekommt. Bereits im Herbst 1998, 
unmittelbar nach dem fünfwöchigen Pro- 
testzug der „Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantInnen“ durch 44 
Städte Deutschlands, wurde Akubuo, deran 
diesem Protestmarsch von Anfang bis En- 
de beteiligt war, in überraschender Eile in 
Abschiebehaft genommen. Seine Abschie- 
bung konnte durch eine Reihe kraftvoller 
Protestaktionen in letzter Minute verhin- 
dert werden. An der Spitze standen eine in- 
ternationale Faxkampagne, ausgehend von 
der Veröffentlichung im Internet, Demon- 
strationen und das Eintreten nigerianischer 
Menschenrechtsaktivisten. Akubuo hatte, 
durch sein starkes politisches Engagement 
für die Rechte von Flüchtlingen und Mi- 
grantInnen in Deutschland und für Ge- 
rechtigkeit und Demokratie in seinem Hei- 
matland Nigeria, den Respekt vieler Men- 
schen gewonnen. Wenige Stunden bevor 
Akubuo den Abschiebeflug antreten sollte, 


High-Tech ersetzt nicht das 
persönliche Gespräch??? 


Eines Tages im Juni 2000 in 
Frankfurt/Main klingelt das Telefon. Der 
Typ am anderen Ende der Leitung stellt sich 


vor: „Ich bin 20 Jahre Ihr Sachbearbeiter 


gewesen und werde in 2 Tagen pensio- 


niert.“ Aufmeine Nachfrage erklärte ersich 
als Verfassungsschützer, der mich unbe- 


dingt mal kennen lernen will und anbietet. 
zu erzählen, was 20 Jahre über seinen. 


Schreibtisch gelaufen sei. Man könne doch 


auffallend Jung, er erklärt, 55 zu sein. 


Es reicht mir, ich lege auf. Drei Stunden 
‚später erneut ein Anruf mit seiner Stimme. 
Ich IR sofort auf und sche erst t mal nicht 


entschied das zuständige Verwaltungsge- 
richt in Schwerin, seine Abschiebung aus- 
zusetzen, und räumte ein, dass die Ab- 
schiebung dieses exilpolitischen Aktivisten 
eine Gefahr für sein Leib und Leben be- 
deuten würde. 

Tatsächlich hatte das Verwaltungsgericht 
in Schwerin 1998 als Antwort auf den Eil- 
antrag von Akubuos Anwalt einen vorläu- 
figen Abschiebeschutz ausgesprochen, bis 
sein Fall im Hauptverfahren vor dem Ver- 
waltungsgericht abgeschlossen sein würde. 
Das Hauptverfahren hat bis heute nicht be- 
gonnen. Statt dessen wurde der Abschie- 
beschutz plötzlich und ohne Vorwarnung 
aufgehoben. Das ist rechtlich erlaubt, aber 
völlig unüblich. Man kann nur annehmen, 
dass Akubuo abgeschoben werden soll, be- 
vor er in einem Öffentlichen Gerichtsver- 
fahren die Lage in Nigeria, seine politische 
Arbeit und die Zustände in deutschen 
Flüchtlingsheimen publik machen kann. 

Es ist kein Geheimnis, dass die Auslän- 
derbehörde in Parchim einen tiefsitzenden 
Hass gegen Akubuo hegt, da er mit seiner 
offensiven Kampagne die unmenschlichen 
Lebensbedingungen und die rassistische 
Behandlung von Flüchtlingen in seiner 
Flüchtlingsunterkunft und in der gesamten 
Region offen legte. Selbst die populistische 
Bild-Zeitung, die nicht gerade als auslän- 
derfreundlich bezeichnet werden kann, be- 
richtete positiv über die von Akubuo initi- 
ierte Kampagne. Als Antwort auf die zahl- 
reichen Petitionen, die er im Namen aller 
Flüchtlinge verschickte, erhielt er die 
Ankündigung seiner Abschiebung. In die- 
sem Zusammenhang muss die Aufhebung 
seines Abschiebeschutzes durch das Ver- 
waltungsgericht gesehen werden. Wie sonst 
sollte ein Richter nahezu zwei Jahre nach 
der Entscheidung des Verwaltungsgerich- 


mehr dran. Das war wohl eindeutig genug, 
er meldet sich seitdem nicht mehr. Aller- 
dings erfuhr ich wenig später, dass bei ei- 
ner Bekannten (ebenfalls mal in antiimpe- 
rialistischen Frauenzusammenhängen ak- 


tiv) ein fast identischer Anruf auflief, Auch 
‚hier ein Typ, der angeblich kurz vor der 


Pensionierung sei und 20 Jahre lang da- 
von geträumt habe, die Objekte seiner Be- 
obachtung endlich mal persönlich kennen 


zu lernen. Gemeldet hat sich der Typ als 
„Lothar“. Auch hier ruft er mehrmals an. 

In einem der Anrufe spricht er ihre Teil- 

‚mal Frieden schließen. Seine Stimme klingt E 


nahme an der Deportation- -Class-Kundge- 


bung am FI ughafen i im Juni an. 


Fazit: Die Gegenseite ist immer (noch) 


'wachsam! = Ba 
— frome 4 der Redaktion a bekannt) 


tes in Schwerin plötzlich aus eigener In- 
itiative zu dem Schluss kommen, dass Aku- 
buo in Nigeria keinerlei Verfolgung mehr 
zu befürchten habe. Tatsächlich besteht 
kein Zweifel darüber, dass besonders in der 
momentanen Situation Nigeria für Opposi- 
tionelle immer gefährlicher wird. Um die 
Aufhebung des Abschiebeschutzes von 
Akubuo rechtfertigen zu können, ist das 
Verwaltungsgericht in dem jüngsten Be- 
scheid sogar so weit gegangen, die mi- 
litärischen repressiven Maßnahmen, die in 
den vergangenen Monaten von Nigerias 
Präsident Obasanjo angeordnet wurden, zu 
verteidigen. 

Dieser empörende Versuch, das Akubuo 
zustehende öffentliche Hauptverfahren vor 
dem Verwaltungsgericht zu verhindern, 
muss gestoppt werden! Die Wahrheit muss 
ans Tageslicht kommen ! 

Sollten die Behörden erfolgreich sein und 
die Abschiebung von Akubuo durchsetzen, 
wäre das nicht nur ein harter Schlag für die 
„Karawane für die Rechte der Flüchtlinge 
und MigrantInnen“, es wäre zugleich ein 
Angriff auf alle diejenigen, die sich gegen 
den Rassismus in Deutschland stellen. 


Schreiben Sie höflich formulierte Protest- 
faxe oder Briefe an das Verwaltungsgericht 
in Schwerin und den Innenminister von 
Mecklenburg-Vorpommern. 

Weisen Sie in Ihrem persönlichen Stil auf 
die Gefahren hin, die Akubuo bei einer Ab- 
schiebung drohen. Bitte vermeiden Sie den 
Gebrauch von abstrakten Parolen. Senden 
Sie auch eine Kopie Ihres Schreibens an den 
Internationalen Menschenrechtsverein 
Bremen, damit wir dieses dokumentieren 
können. 

Um Akubuos Abschiebung verhindern zu 
können, sind wir auf eine breite Unterstüt- 
zung angewiesen. Bitte informieren Sie da- 
her auch andere Organisationen und Ein- 
zelpersonen über diesen Fall. 
Verwaltungsgericht Schwerin 
Wismarsche Straße 323 
19055 Schwerin 
Fax: 0385-5404114 
Innenminister des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern 
Dr. Gottfried Timm 
Arsenal am Pfaffenteich 
Karl Marx - Str. 1 
19055 Schwerin 
Fax: 0385-588-2974 
0385-588-2972 
Die Karawane für die Rechte der Flüchtlin- 
ge und Migrantinnen 
Bremer Koordinierungsbüro: 
Internationaler Menschenrechtsverein Bre- 
men e.V , Wachmannstr. 81, 28209 Bre- 
men, Tel.: (0421) 5577093, Fax: (0421) 
5577094 
mail@humanrights.de 
http://www.humanrights.de/ 
Spendenkonto: Postbank Hamburg, Kon- 
tonr. 99 29 207, Bankleitzahl 200 100 20 
Spenden sind dringend nötig und steuerlich 
absetzbar. 


The Voice Kampagne für die Freiheit 
politischer Gefangener in Kamerun 


Schuldlos im 
Gefüngnis 


Ein Experte der Vereinten Nationen be- 
stätigt, dass Folter „weitverbreitet und sy- 
stematisch ist" 


In einem verdammenden und störenden Be- 
richt veröffentlichte Nigel Rodley, Sonderbe- 
auftragter der Vereinten Nationen für Folter, 
erst kürzlich, dass Folter und schlechte Be- 
handlung in kamerunischen Polizei- und Gen- 
darmeriezellen „systematisch und weitver- 
breitet“ sind. 

Amnesty international hat über viele Jahre 
hinweg wiederholt die Routinepraxis von Fol- 
terund schlechter Behandlung von politischen 
Häftlingen und kriminell Verdächtigen in Ka- 
merun, die zum Tod vieler Opfer führt, verur- 
teilt und zu effektiven Maßnahmen aufgeru- 
fen, Folter und schlechte Behandlung zu be- 
enden. 

„Der Besuch des Sonderbeauftragten in Ka- 
merun im Mai letzten Jahres war ein Haupt- 
unternehmen, um die Ausdehnung und Re- 
gelmäßigkeit von Folter und schlechter Be- 
handlung in Kamerun weiter hervorzuheben“, 
sagte Amnesty International. „Der Bericht legt 
darüber hinaus detailliertes Zeugnis über die- 
ses Problem ab und bestätigt, dass es weiter- 
hin ungeprüft bleibt.“ 

„Der Bericht ist unbestreitbar“, fügte die Or- 
ganisation hinzu. „an vielen vom Sonderbe- 
auftragten besuchten Orten traf er Menschen, 
die Wunde und Verletzungen hatten, die nur 
ein Ergebnis von kürzlich zugefügter Folter 
sein konnten.“ 

Beispielsweise hatten Häftlinge am Haupt- 
quartier der Gendarmerie in Yaounde, bekannt 
als „Brigade du Lac“, schwere Quetschungen 
und Mal von Macheten und Peitschenhieben. 
Die Häftlinge beklagten, dass sie regelmäßig 
geschlagen wurden und dass sie der Balan- 
coire ausgesetzt wurden, wobei sie an einem 
Stab aufgehängt werden, der zwischen ihren 
Händen und hinter ihren Beinen befestigt ist, 
um sie zu einem Geständnis zu zwingen. In 
einem der Befragungsräume fand der Sonder- 
beauftragte flüchtig unter einer Tasche ver- 
borgene Macheten und in einem anderen 
Raum eine große Anzahl von Gürteln. 

Auf dem Polizeigericht in Yaounde, wurden 
die meisten der Gefangenen während ihrer 
Haft gefoltert, besonders durch Schläge mit 
der Machete. Sie trugen oft noch frische Ma- 
le an Füßen, Beinen, Armen und auf dem 
Rücken; einige hatten offene Wunden. Einem 
der Häftlinge waren kürzlich alle Zehennägel 
ausgerissen worden, und ein andere, dem zwei 
Monate zuvor in den Fuß und ins Knie ge- 
schossen worden war, hatte immer noch kei- 
ne medizinische Behandlung bekommen. 

In diesem Bericht der UN-Kommission für 
Menschenrechte - die sich vom 20. März 2000 
an treffen will - liefert der Sonderbeauftragte 
einen ausführlichen Katalog individueller Fäl- 


le von Folter und schlechter Behandlung. Die 
71 Fälle, dokumentiert in einem Anhang des 
Berichts, datieren von 1991 bis zur Zeit seines 
Besuches. 

Der Sonderbeauftragte beobachtet, dass we- 
der Jugend noch Alter die Gefangenen vor Fol- 
ter schützt. Am 17. März 1999 erzwangen sich 
Polizeioffizieren ihren Weg in ein Kinderheim 
in Douala, scheinbar auf der Suche nach ei- 
nem kriminellen Verdächtigen. Sie zwangen 
die Kinder niederzuknien und schlugen und 
traten sie dann. Zwei erhielten Schusswunden 
in der Brust beziehungsweise im Unterleib, 
und medizinische Hilfe wurde ihnen verwei- 
gert. Mehrere Kinder, eingeschlossen diejeni- 
gen mit den Schusswunden, wurden auf die 
Polizeistation gebracht, wo sie geschlagen 
wurden, einschließlich die Fußsohlen. Die Po- 
lizei gab schließlich zu, aufgrund unkorrekter 
Informationen gehandelt zu haben. 

Amnesty International hat wiederholt dazu 
aufgefordert, alle Klagen über Folter in Ka- 
merun unverzüglich und unparteiisch zu un- 
tersuchen, das Herausgefundene zu veröf- 
fentlichen und die Verantwortlichen für diese 
Folter vor Gericht zu stellen. 

Obwohl Folter im Januar 1997 gesetzlich 
verboten wurde, hat Amnesty International 
wiederholt darauf hingewiesen, dass dies wei- 
terhin von Polizei- und Gendarmerieoffizie- 
ren verletzt worden ist. In sehr wenigen Fäl- 
len wurden die Vollstrecker strafrechtlich ver- 
folgt. Zwei Polizeioffiziere, die zu zehn und 
sechs Jahren Gefängnis verurteilt wurden für 
den Tod eines jungen Mannes in Polizeihaft 
im November 1997, haben über einen Antrag 
ihre Strafen auf acht beziehungsweise ein Jahr 
reduziert. 

Der Sonderbeauftragte kommt auch zu dem 
Schluss, dass Folter und schlechte Behandlung 
nur dort fortbestehen können, wo gesetzes- 
durchsetzende Offiziere mit Straffreiheit agie- 
ren. Selbst in den wenigen Fällen, in denen es 
strafrechtliche Verfolgung gegeben hat, er- 
schien das Gericht sehr widerwillig, die geset- 
zesdurchführenden Offiziere für schuldig zu 
befinden und Strafen gemäß dem Verbrechen 
zu verhängen und durchzusetzen. 

Der Bericht des Sonderbeauftragten ver- 
stärkt viele der Empfehlungen, die Amnesty 
International zum Beenden der Folterpraxis in 
Kamerun unternommen hat. Zum Beispiel 
wandte er sich an höchste politische Auto- 
ritäten des Staates, dass Folter und schlechte 
Behandlungen nicht toleriert werden und die- 
jenigen, die herausgefunden werden, eine sol- 
che Handlung begangen oder unterstützt zu 
haben, augenblicklich aus dem öffentlichen 
Dienst entfernt und strafrechtlich mit der voll- 
en Kraft des Gesetzes verfolgt werden. 

„Diese schockierende Information, die im 
Bericht des Sonderbeauftragten geliefert wird, 
kann von der kamerunischen Regierung nicht 
ignoriert oder weggewischt werden“, sagte Al. 
„Es muss mit einer entschiedenen und unver- 
züglichen Handlung geantwortet werden, um 
die Folter zu beenden.“ 

Cornelius Yufanyi, The voice Africa Forum 
Campaign commitee for the Freedom of poli- 
tical prisoners in Cameroon 


Großbritannien 


„Schluss mit den 
Vertuschungen, Annul- 
lierung der Verurtei- 
lungen, Freiheit für 
Samar und Jawad!” 


Liebe Freunde, 

schließlich und endlich legen wir einen Ar- 
tikel bei ... Wir hoffen, er ist nützlich. Er ist 
so ziemlich aktuell as one year on, wir wis- 
sen immer noch nicht, wann das Revisions- 
verfahren stattfinden wird. Wir wissen nur, 
dass der Vertreter der Anklage darauf aus 
ist, dazu keine Informationen zu geben. Dan- 
ke für Eure Geduld. - März 2000 


Freiheit und Gerechtigkeit für Samar und Ja- 
wad ist eine Initiativgruppe von Freunden 
und Unterstützern von Samar Alami und Ja- 
wad Botmeh, zwei junge palästinensische 
Studenten mit erstem Hochschulabschluss, 
die fälschlich verurteilt wurden wegen Ver- 
abredung zu den Bombenanschlägen auf die 
israelische Botschaft und das Balfour-Haus 
1994 in London. Sie wurden verurteilt, im 
Dezember 1996 Explosionen am Old Baily 
verabredet zu haben, und erhielten 20 Jah- 
re Haftstrafe. Sie sind unschuldig. 

Als Beweismaterial zu ihrer Verurteilung 
wurden die legitimen politischen Aktivitä- 
ten von Samar und Jawad herangezogen. 
Vor allem ihr Engagement zur Unterstüt- 
zung der Palästinenser, die unter israelischer 
Besatzung leben, wurde entstellt und als Be- 
weis gegen sie benutzt. Es wurde ihnen et- 
was angehängt. Und, was besonders be- 
deutsam ist, nach dem Prozess wurde in- 
zwischen aufgedeckt, dass die Geheimdien- 
ste und die Vertreter der Anklage entschei- 
dende Beweise darüber, wer tatsächlich hin- 
ter den Bombenanschlägen stand, zurück- 
gehalten haben. 

Samar und Jawad wurde zugestanden, 
dass sie aufgrund dieser eklatanten Enthül- 
lungen im Mai 1999 zur Revision zugelas- 
sen werden, aber sie haben immer noch kei- 
nen Termin für ihre Revisionsverhandlung 
bekommen. Wir hoffen, sie wird irgendwann 
in diesem Sommer stattfinden, kommt bitte 
und zeigt, dass Samar und Jawad eure Un- 
terstützung haben, indem ihreuch der Kund- 
gebung anschließt, die wir vor dem Revisi- 
onsgericht n London während der Verhand- 
lung abhalten werden. (...) 

Auf einem großen öffentlichen Meeting, 
das am 17. Februar 2000 im Unterhaus ab- 
gehalten wurde, sagte der Rechtsanwalt der 
beiden, Gareth Peirce: „Ich habe kein Pro- 
blem, ich zögere nicht zu sagen, was ich seit 
fünf Jahren sage, dass ich so sicher bin wie 
man nur sein kann, dass diese beiden voll- 
kommen unschuldig an den Straftaten sind, 
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für die sie verurteilt worden sind. Solange 
sie nicht freigesprochen sind, wird ein 
schlimmer, beunruhigender, schrecklicher 
Justizirrtum aufrechterhalten.“ 

Samar und Jawad brauchen eure Hilfe. Als 
politisch aktive junge Leute waren sie eine 
leichte Beute, um ihnen die Beteiligung an 
einer „Verabredung zu einem Sprengstoff- 
verbrechen“ anzuhängen, eine vage Ankla- 
ge, die es erlaubt, alle Arten von schwachen 
und Indizienbeweisen über politische Akti- 
vitäten gegen Angeklagte zu benutzen. Dies 
kann auch euch passieren. 

Jawad Botmeh ist ein 32-jähriger Palästi- 
nenser, geboren in Bethiehem auf der isra- 
elisch besetzten Westbank. Er ist das älteste 
von fünf Kindern. Jawad kam 1985 nach 
England, machte seinen Abschluss an einem 
College in Loughborough und ging dann an 
die Universität Leicester, wo er 1991 einen 
Magister in Elektrik- und Elektronik-Inge- 
nieurswesen erwarb. Er studierte auch für ei- 
nen Magister in Elektronik-Ingenieurswesen 
am King’s College in London. Er ist mit Eliz- 
abeth, einer Engländerin, verheiratet, die ein 
Kind hat. 

Jawad gründete die Palästina-Gesellschaft 
an der Universität Leicester und wurde ihr 
Vorsitzender. Er war auch im Vorstand der 
GUPS, der Generalunion palästinensischer 
Studenten, und er organisierte verschiedene 
Veranstaltungen, Konferenzen und Semina- 
re für die Palästina-Solidarität. Jawad war 
ebenso mit der Nationalunion der Studen- 
ten verbunden wie auch mit der Studen- 
tenunion der Universität Leicester, wo er die 
Position des stellvertretenden Vorsitzenden 
innehatte. Jawad war auch verbunden mit 
der Anti-Apartheid-Bewegung und mit der 
Nationalen Allianz Schwarzer Studenten. Er 
liebt Fußball. 

Samar Alami ist eine 34-jährige Palästi- 
nenserin aus dem Libanon. Samar kam erst- 
malig 1983 nach England, um ihre Ausbil- 
dung an einem College in Wales zu been- 
den. Sie ging dann an die amerikanische 
Universität in Beirut und kehrte nach 1984 
nach England zurück, um mit ihren beiden 
Schwestern zu leben. Sie erwarb 1987 einen 
Magister in Chemie-Ingenieurswesen für 
Wasserwirtschaft im Dezember 1996 von der 
City-Universität, nachdem sie ihre Disserta- 
tion über Wasserwirtschaft im Libanon zum 
Ende des Prozesses einreichte, kurz bevor sie 
verurteilt wurde. 

Samar ist eine bekannte Frauenrechts- 
und Menschenrechtsaktivistin, die viel ihrer 
Zeit der freiwilligen Arbeit für die Men- 
schenrechte widmet, besonders den Palästi- 
nensern. Sie war prominentes Mitglied der 
Palästinensischen Frauengruppe und später 
auch stellvertretende Vorsitzende und Spre- 
cherin für Auswärtiges der Generalunion 
Palästinensischer Frauen (GUPW) im Verei- 
nigten Königreich. Sie war ebenso mit der 
Generalunion Palästinensischer Studenten 
(GUPS) verbunden, mit der Palästina-Soli- 
darität, der Palästina Community Associati- 
on, Amnesty International, dem Newham- 
Monitoring-Projekt und mit dem nationa- 


len Frauennetzwerk. Samar sprach auch auf 
Konferenzen über palästinensische Kultur, 
Musik, Kunst und Schmuck. 

Samar und Jawad sind zur Revision ge- 
gen ihre Verurteilung zugelassen worden 
wegen der Ablehnung der Staatsanwalt- 
schaft, dem Verfahrensrichter entscheiden- 
de und offensichtliche Beweise in Händen 
der MI5 offen zu legen, was die Bestim- 
mungen über fairen Prozess in Artikel 6 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
verletzt. 

Die Tatsache, dass der Geheimdienst MI5 
diese Beweise zurückhielt, kam erst Ende 
1997, ein Jahr nach dem Prozess, ans licht, 
als der ehemalige MI5-Beamte David Shay- 
ler enthüllte, dass MI5 tatsächlich spezifi- 
sche Geheimdienstinformationen aus einer 
zuverlässigen Quelle erhalten hatte, die vor 
den Bombenanschlägen warnte. Diese Ge- 
heimdienstinformation lässt deutlich auf die 
Verwicklung einer großen internationalen, 
vielleicht staatlich unterstützten terroristi- 
schen Organisation schließen. Die Anklage 
gegen Samar und Jawad bezeichnete sie ge- 
rade nicht als Mitglieder solch einer Orga- 
nisation, sondern als Teil einiger unbekann- 
ter lokaler Gruppen von verstimmten Palä- 
stinensern in Opposition zum „Friedenspro- 
zess“. 

Shaylers Enthüllungen bestätigen die An- 
sicht von Experten, die seinerzeit erklärten, 
dass diese Art des Einsatzes von Bomben 
nicht von einzelnen Gruppen von Amateu- 
raktivisten durchgeführt werden, sie werden 
durchgeführt mit Unterstützung von Regie- 
rungen und internationalen terroristischen 
Organisationen. Tatsächlich enthüllte Shay- 
ler auch, dass ein Abteilungsleiter im MI5- 
Geheimdienst der Meinung war, dass die Is- 
raelis selbst hinter den Bombenanschlägen 
standen, die eine Rolle bei dem Versuch spie- 
len sollten, die Briten dazu zu bringen, die 
Sicherheitsvorkehrungen zu verschärfen. 

Es gab viele mysteriöse Begleitumstände. 
Bei keiner der Explosionen wurde jemand 
getötet, die Kameras der Botschaft funktio- 
nierten merkwürdigerweise nicht, israeli- 
sche Teams kamen und sammelten Spuren 
ein, führten ihre eigenen Tests und Unter- 
suchungen durch, und bis jetzt ist nichts dar- 
über bekannt, wer diese Leute waren. Noch 
immer ist nicht bekannt, was für Explosiv- 
stoffe bei den Anschlägen verwendet wur- 
den, da die Bomben so effizient hochgingen, 
dass sie überhaupt keine Rückstände hin- 
terließen. Eine offenkundig professionelle 
Operation. 

Und obwohl die Palästinenser gerade die 
Gruppe waren, die nicht von den Bombe- 
nanschlägen profitierten, wurde die palästi- 
nensische Gemeinde von London von der 
Polizei aufs Korn genommen, die von An- 
fang an von ihrer Schuld ausging. Es ist die- 
selbe Herangehensweise mit Scheuklappen 
seitens der Geheimdienste und Anklage, die 
sie dazu gebracht hat, in dem Fall entschei- 
dende Beweise zu unterdrücken, die Samar 
und Jawad entlasten könnten. Es wurden 
keine Versuche unternommen, die eigentli- 


chen Ausführenden zu fassen (niemand ist 
verurteilt worden, eine der Bomben gelegt 
zu haben), und die Anklagebehörden schei- 
nen ganz glücklich, dass die wirkliche Ge- 
schichte geheim bleibt und Samar und Ja- 
wad zu Unrecht die ganzen 20 Jahre ihrer 
Strafe im Gefängnis bleiben und dann de- 
portiert werden. 

Ein Hoffnungsschimmer kam für Samar 
und Jawad Ende Februar 2000 auf, als ih- 
nen mitgeteilt wurde, dass sie nicht länger 
als „hochgefährliche“ Kategorie-A-Gefan- 
gene eingestuft werden. Gareth Peirce er- 
klärte dazu, „ich kann euch gar nicht aus- 
reichend verdeutlichen, was es bedeutet, im 
Gefängnis und völlig machtlos zu sein, nicht 
in der Lage zu sein, dein eigenes Schicksal 
zu beeinflussen, und sich fürchterlich be- 
wusst zu sein, dass die Geheimnisse begra- 
ben sind und es beabsichtigt ist, sie begra- 
ben zu lassen, dass sie zum Wissen der Re- 
gierungen gehören und unter ihrer Kontrol- 
le sind, dass diese Regierungen in solche Be- 
ziehungen verwickelt sind, was unvermeid- 
lich bedeutet, dass ihr diese Geheimnisse 
während eurer zukünftigen Lebensdauer im 
Gefängnis nicht erfahren werdet.“ 

Helft uns bitte, auf die fürchterliche Un- 
gerechtigkeit aufmerksam zu machen, die 
Samar Alami und Jawad Botmeh und allen, 
die sie lieben und die zu ihnen stehen, zu- 
gefügt worden ist. (...) 


Tschechische Republik 


Repressionen und 
Gerichtsprozesse 
gegen Antifaschisten 
und Anarchisten 


Prag: Prozess gegen 10 Antifaschisten 
und Anarchisten begonnen 


Am 1. August 2000 hat der Prozess gegen 
insgesamt 10 Anarchisten und Antifaschisten 
aus Zlin (einer Großstadt in Ost-Tschechien) 
in Prag begonnen. Den Ursprung hatte die- 
ser politische Prozess zwischen dem tsche- 
chischen Staat und der anarchistischen/anti- 
faschistischen Bewegung, im April 1998, als 
12 Naziskins der Organisation „Patriotische 
Front“ eine lokale Gruppe von Antifas und 
Anarchos angegriffen haben, woraufhin die- 
se sich wehrten und ein verletzter Nazi vor 
Ort zurückblieb. Als die Polizei am Tatort er- 
schien, wurden ausnahmslos alle 
Antifas/Anarchos verhaftet. Im Laufe der Er- 
mittlungen wurde versucht, aus den Opfern 
Täter zu machen und die Antifas/Anarchos 
als extremistische Gruppe anzuklagen, die 
unschuldige Bürger grundlos angegriffen ha- 
ben. Alle Genossen wurden der politisch mo- 
tivierten schweren Körperverletzung ange- 
klagt. Für eine solche Tat können bei rechts- 


kräftiger Verurteilung bis zu 10 Jahren Ge- 
fängnis ausgesprochen werden. Die ange- 
klagten Genossen sind der Polizei alle als ak- 
tive Anarchisten und Antifaschisten bekannt. 
Einige von ihnen wurden in der Vergangen- 
heit schon mehrmals von der Polizei per- 
lustriert und auch verhaftet, zuletzt bei den 
Kundgebungen zum 1. Mai in Prag. Am 5. 
September 2000 wird voraussichtlich der 
letzte Gerichtstermin stattfinden, und unse- 
re Genossen befinden sich nach wie vor in 
einer sehr heiklen Lage. Zumal die Staatsan- 
waltschaft erst kürzlich mit zwei neuen Zeu- 
gen aufgetaucht ist, die beide der Neonazi- 
Skin-Szene zuzurechnen sind. Verdächtig ist 
dabei, dass nach mehr als 2 Jahren plötzlich 
scheinbar 2 weitere Zeugen sich erinnern, am 
besagten Tatort gegenwärtig gewesen zu sein 
und den Vorfall gegen die scheinbar „nor- 
malen, braven Bürger“ (also die Nazis) mit 
angesehen zu haben. 

Unsere Genossen benötigen deshalb nach 
wie vor finanzielle und ideologische Unter- 
stützung. Protestbriefe können an jede tsche- 
chische Botschaft/Konsulat verschickt wer- 
den (einfach im Telefonbuch nachschauen). 
Dringende Spenden bitte an ABC Tschechi- 
en schicken. 


Kleiner Erfolg im Prozess gegen Andre 
Krystufek 


Dank der Bemühungen seines Anwaltes 
konnte die Verurteilung von Andre Krystu- 
fek auf ein vermindertes Ausmaß herunter- 
geschraubt werden. Andre war ursprünglich 
wegen illegalem Waffenbesitz angeklagt 
worden, in Folge einer Festnahme im Rah- 
men einer antifaschistischen Kundgebung 
am 28. Oktober 1999. Diese Anklage ist nun 
fallen gelassen geworden. Andre wurde 
schlussendlich zu 6 Monaten bedingter Haft 
verurteilt, und zwar wegen Widerstand ge- 
gen die Staatsgewalt. Normalerweise werden 
bei einem solchen „Vergehen“ bis zu 3 Jah- 
re unbedingter Haft ausgesprochen. 

Für weitere Infos wendet euch an: 

ABC Czech Republic, FSA, PO BOX 5, 15006 
Praha 56, Czech Republic - e-mail: inters- 
ec@atlas.cz - http://fsa-map.virtualave.net 
ABC Innsbruck, c/o LOM, Postlagernd, 6024 
Innsbruck, Austria - e-mail: abcibk@hot- 
mail.com 

Infos zusammengesetzt und verbreitet von 
Anarchist Black Cross Innsbruck. 


Gefangene der MRTA 
in bolivianischen 
Gefängnis in Gefahr 


Die Situation von Martin Cerna Ponce (24) und 
Juan Carlos Caballero (34) politischen Ge- 
fangenen der MRTA in Bolivien ist besorgni- 
serregend. Zuvor wurde ein brasilianischer 
sozialer Gefangener, der im Isolationshaft 


war, getötet. Die Mitgefangenen gaben an, 
dass er von Paramilitärs getötet wurde, die in 
dem Gefängnis zu operieren begannen. Die 
Situation spitzte sich zu, als eine boliviani- 
scher sozialer Gefangener von einem ande- 
ren sozialen Gefangenen aus Brasilien er- 
mordet wurde. Deshalb haben besonders die 
ausländischen Gefangenen Angst um ihr Le- 
ben. Die Gefangenen der Tupac Amaru hät- 
ten eigentlich schon Bedingungen erfüllt, le- 
gal ihre Haftzeit zu beenden, werden aber von 
den bolivianischen Autoritäten mit einer Si- 
tuation bestraft, in der sie Angst haben müs- 
sen, jeden Moment ermordet zu werden. Der 
Einsatz verschiedener Menschenrechtsorga- 
nisationen war sehr wichtig, um zu erreichen, 
dass seitdem in dem Andenstaat keine wei- 
teren außergerichtlichen Hinrichtungen 
mehr stattfanden, und er ermöglichte, dass 
die beiden jugendlichen MRTA- Mitglieder 
noch am Leben sind. 

Die Genossen der MRTA befinden sich seit 
dem 20. Januar 1996 im Gefängnis von 
Chonchocoro in 4000 Metern Höhe. Das sind 
praktisch dieselben Bedingungen wie in 
Yanamayo und Chayapallca unter der Fuji- 
mori-Diktatur. Ein Protokoll über das Ende 
der präventiven Verhaftung bezieht sich auf 
das neue Strafgesetzbuch dieses Landes, und 
auf dieser Grundlage baten sie um ihre Frei- 
heit. Und jetzt werden sie wegen eines Flucht- 
versuches angeklagt, und sie werden als ge- 
wöhnliche Verbrecher dargestellt, obwohl sie 
die einzigen politischen Gefangenen dieses 
Gefängnisses sind. Seit Donnerstag, dem 29. 
Juni, erleiden sie eine Situation totaler Iso- 
lierung. In Pressebildern ist zu sehen, dass sie 
sehr stark misshandelt wurden. 

Wir rufen alle Leute und Menschenrechts- 
organisationen auf, damit sie die Achtung der 
physischen Unversehrtheit und nach einer 
menschenwürdigen Behandlung der Gefan- 
genen einfordern. 

Schickt dringend einen Brief an folgende 
Adressen: 
Textvorschlag: 

Sehr geehrter Herr Konsul von Bolivien in 
Deutschland 

Ich bin sehr besorgt um das Leben der pe- 
ruanischen Bürger: Martin Cerna Ponce (24) 
und Juan Carlos Caballero (34), die in Chon- 
chocoro (Bolivien) im Gefängnis sind. Die bo- 
livianischen Zeitungen schreiben seit einigen 
Wochen von Fällen getöteter Gefangener in 
diesem Gefängnis und sprachen auch an, dass 
Gefangene geschlagen und bestraft wurden, 
kurz bevor sie das Ende ihrer Haftzeit erreicht 
hatten. Zur Zeit ist ihr Leben in noch größe- 
rer Gefahr. Ich möchte wissen, in welcher ak- 
tuellen Situation sich diese Menschen jetzt 
befinden und ob es möglich ist, sie in einen 
anderes Gefängnis zu transferieren, wo für 
ihr körperliches Wohl und ihr Leben garan- 
tiert werden kann. 

Hochachtungsvoll 

——Name Und Organisation—— 

An das bolivianische Konsulat in Deutschland 
Fax 030/26391515 Tel.: 030 / 26 39 150 
Die Karawane für die Rechte der Flüchtlinge 
und Migrantinnen 
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Wie eine Oase 
in der Wüste” 


Beitrag der antiimperialistischen politi- 
schen Gefangenen Marilyn Buck für die To- 
tengedenkfeier für Albert Nuh Washing- 
ton am 22. April 2000 in Oakland, Kali- 
fornien 


Es freut mich, dass Menschen zusammen 
gekommen sind, um unseres geliebten Ge- 
nossen Bruder Nuh zu gedenken, und dass 
ich diese Möglichkeit habe, etwas zu ihm 
zu sagen. Ich erinnere mich nicht mehr, 


wann oder wie ich Nuh das erste Mal ken- 
nen lernte, und wenn ich es wüsste, würde 
ich es wahrscheinlich nicht sagen können! 
Wir hatten uns viele Jahre lang hin und 
wieder geschrieben, je nachdem wie unse- 
re eigene Situation gerade war. Über die 
Jahre wurden unsere Briefe immer kürzer 
und seltener. Die Zeit ist zermürbend, und 
die Bedingungen unserer jeweiligen Ge- 
fangenschaft waren immer hart. Nichtsde- 
stotrotz wachsen nach wie vordieLiebe und 
der Respekt, die ich für Nuh hege, wie eine 
Oase in der Wüste. 

Wenn ich die Augen schließe, sehe ich 
Nuh im Frühling 1988. Mutulu Shakur und 
ich standen vor Gericht, und der Richter 
hatte es unseren Anwälten bewilligt, po- 
tentielle Entlastungszeugen zu befragen. Es 
wurde zurerhellendsten und geschätztesten 
Zeit, die ich seit meiner Festnahme im Mai 
1985 erlebte. Unsere Zeugen waren u.a. 
Bruder Nuh und die Kriegsgefangenen Ge- 
ronimo ji jaga und Sekou Odinga wie auch 
die politischen Gefangenen Susan Rosen- 
berg, David Gilbert und Chui Ferguson, das 
war ein Treffen! Wie schön es war, abends 
nach der Gerichtsverhandlung und an den 
Wochenenden im Kreis zusammenzusitzen. 
Während dieser Zeit verfassten wir, von 
Mutulus weitreichender Sicht der Lage der 
Kriegsgefangenen geleitet, einen juristi- 
schen Schriftsatz in Bezug auf politische 
Straftaten, auf die Ausnahmeklausel über 
politische Straftaten im internationalen Ge- 
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setz und vor allem für unser Recht, als 
Kriegsgefangene und politische Gefangene 
behandelt zu werden. Nuh war unser wei- 
ser, großer alter Mann - warm, aufmerksam 
und mit klarem Durchblick. Für ihn, wie für 
einige der anderen GenossInnen, war es das 
erste Mal seit vielen Jahren, dass er die 
Möglichkeit gehabt hatte, mit anderen po- 
litischen Gefangenen zusammenzukom- 
men - außer unserer vom Gericht angeord- 
neten gemeinschaftlichen Rechtsberatun- 
gen war er immer in Isolationshaft im Ge- 
fängnis im Bundesstaat New York. Ich glau- 
be, dass es eine außergewöhnliche und 
kostbare Zeit für uns alle war. Für mich war 
es aufregend und ermutigend, diese Zeit zu- 
sammen zu verbringen, besonders mit Nuh 
und G., die so viele Jahre in Isolation ver- 


bracht hatten. In jenen wenigen Wochen 
fühlte ich mich gestärkt durch ihre Stand- 
festigkeit trotz der außerordentlichen Be- 
strafung und Grausamkeit, der sie ausge- 
setzt waren. Durch diese innerliche Stär- 
kung war ich besser vorbereitet auf die Jah- 
re der Gefangenschaft und Entbehrungen. 
Wie erstaunlich Nuh damals war und im- 
mer noch ist, stark, würdevoll, zielgerich- 
tet in der Absicht und dem Widerstand ge- 
gen eine lebenslange Erniedrigung, verübt 
durch die weißen herrschsüchtigen Koloni- 
alisten und ihre Handlanger im Gefängnis. 

Nuhs Fähigkeit, sich zu behaupten - nein, 
sie zu überwinden - leuchtet wie ein Stern, 
der viele Lichtjahre unterwegs ist, bevor er 
unsere Augen -- müde von den Verlusten 
und Schmerzen, welche wir, die wir die Frei- 
heit und Gerechtigkeit lieben, tagtäglich er- 
leiden müssen - erreicht und erwärmt. Je- 
des Mal, wenn ich meine ermüdeten Augen 
schließe, werden die kalten Tatsachen mei- 
nes eigenen Lebens durch Nuhs Mut erhellt 
und erwärmt. Bruder Nuh wird so lange le- 
ben, wie wir leben - sowohl in den Gedan- 
ken wie auch im Herzschlag des Kampfes 
für menschliche Würde, Gerechtigkeit und 
Befreiung. 

Danke, Nuh, dass es dich gegeben hat. Ich 
liebe dich. 
Marilyn Buck 
(Anti-imperialist Political Prisoner) 
Übersetzung: SPG 


Erneut Strafaussetzung eines BLA- 
Gefangenen abgelehnt 


Seth Hayes weiter 
im Knast 


Zum zweitenmal nach 1998 wurde am 18. 
Juli der Antrag des US-politischen Gefange- 
nen Robert Seth Hayes auf Strafaussetzung 
abgelehnt. Er war am 17. September 1973 
festgenommen und wegen verschiedener An- 
klagepunkte, die auf seiner Mitgliedschaft in 
der schwarzen Befreiungsarmee (BLA) be- 
ruhten, verurteilt worden. Der Richterspruch 
lautete auf 25 Jahre bis lebenslanger Haft. Zu 
seiner Anhörung vor der Strafaussetzungs- 
kommission sagte Seth, „... ich bin ehrlich 
und verantwortungsbewusst aufgetreten. 
Das heißt, dass ich betonte, dass ich - entge- 
gen den Anschuldigungen gegen mich - un- 
schuldig bin, aber stolz war und bleibe, ein 
Mitglied der BLA zu sein, und dem Kampfum 
Gerechtigkeit verpflichtet bin“. 

Die Strafaussetzungskommission begrün- 
dete die Ablehnung des Antrags mit der 
Schwere der Straftaten, Seth’s „krimineller 
Vergangenheit“ und dem „Schutz“ der Com- 
munity. Seth wird Widerspruch einlegen: Er 
möchte erfahren, wie viel Zeit er noch ver- 
büßen muss (nach Ansicht der Kommission), 
um der Schwere der Straftaten gerecht zu wer- 
den; wegen der rechtswidrigen und einseiti- 
gen Verwendung seiner Militärakten, mit de- 
nen sein Antrag abgelehnt wurde. Die Kom- 
mission las diese Akten, ohne seine aus- 
drückliche Genehmigung einzuholen. Seine 
‚kriminelle Vergangenheit’ besteht danach 
darin, dass er zu Beginn seiner Dienstzeit in 
Vietnam zweieinhalb Wochen in Arrest ver- 
brachte, während er auf ein Militärverfahren 
wartete. Dass er ehrenhaft aus der Armee ent- 
lassen und 1981 (während seiner Inhaftie- 
rung) vom Gouverneur Mario Cuomo mit der 
Ehrenmedaille erster Klasse des Bundesstaats 
New York wegen seines Dienstes an der Waf- 
fe ausgezeichnet wurde, spielte keine Rolle 
und wurde von der Kommission mit keiner 
Silbe erwähnt; auch will er wissen, für wel- 
che Community er eine Gefahr sein soll. Er 
plant dazu, mehrere Briefe aus dem In- und 
Ausland sowie auch Unterschriftenlisten vor- 
zulegen, um diese Behauptung zu widerlegen. 

Die Tatsache, dass seine Gesundheit infol- 
ge der Haftbedingungen schwer angeschla- 
gen ist - Seth leidet an Diabetes und seit kur- 
zum als Folgewirkung davon unter Neuro- 
pathie in den Händen - wurde von der Straf- 
aussetzungskommission übergangen. Sobald 
er ihm das Protokoll seiner Anhörung vor- 
liegt, will er dieses im Internet veröffentli- 
chen. Einen erneuten Antrag auf Strafaus- 
setzung, darf Seth erst wieder im Jahr 2002 
stellen. 

Seth ist zu erreichen unter: 

Robert Seth Hayes, #74-A-2280, Great Mea- 
dow Correctional Facility, P.O. Box 51, Com- 
stock, NY 12821-0051, USA 

(Übersetzung :SPG) 


Rassismus und Todesstrafe — eine blutige Geschichte 


18 000 staatliche Hinrichtungen in den 
200 Jahren seit Gründung der USA 


Veranstaltung mit Len Weinglass am 4. 6. 
2000 in der Ev. Fachhochschule Hannover 
Vom Bündnis für die Freilassung von Mu- 
mia Abu-Jamal Hannover 


Aus dem Vortrag von Len Weinglass: 


Während der 200 Jahre seit der Gründung 
der USA sind 18.000 Menschen von Staats- 
und Bundesregierung hingerichtet worden. 
38 davon sind Weiße, die angeklagt wor- 
den sind, Schwarze getötet zu haben. Und 
in der neueren Zeit, seit 1976, als die To- 
desstrafe nach einer 5-jährigen Pause wie- 
dereingeführt wurde, sind 600 Menschen 
hingerichtet worden. Unter diesen 600 Hin- 
gerichteten sind nur acht Weiße, die hin- 
gerichtet worden sind, weil sie Schwarze 
getötet haben. Es ist keine Frage, dass von 
der Vergangenheit bis heute die Todesstra- 
fe in einer rassistischen Weise angewandt 
wird. Rassismus ist ein untrennbarer Teil 
des Phänomens Todesstrafe. Sogar noch 
schlimmer, in unserer Geschichte sind vie- 
le Afroamerikaner gänzlich ohne Gerichts- 
verfahren von wütenden Banden von 
Weißen umgebracht worden. Seit 1865, 
dem Ende des Bürgerkrieges, bis zum Be- 
ginn des 2. Weltkrieges im Jahre 1941, sind 
4700 Afroamerikaner ohne ein Gerichts- 
verfahren von Menschenmengen getötet 
worden. 

Eine Studie, die vor kurzem von einem 
Professor der Rechte vorgelegt wurde, zeigt 
auf, dass es nicht nur die es des Ange- 


Leonard Peltier 


Druck wächst auch auf 


parlamentarischer Ebene - 


In einem Brief vom 26. Juli forderte der w 


publikanische Senator aus Colorado, Ben 


Nighthorse, Präsident Clinton auf, endlich 
eine Entscheidung im Falle Leonard Pel- 
tier zu fällen. „1993 stellte Herr Peltier ei- 


nen Antrag auf Begnadigung durch die 


Exekutive und im November 2000 werden - 
sieben Jahren vergangen sein seit der An- 
tragstellung. Angesichts dieser langen und 
ausreichenden Zeitspanne, die Sie zur 
Überprüfung anderer Anträge benötigten, 

glaube ich, dass die fundamentale Fairn- 
ess und das grundlegende Gebot. auf ein 
gerechtes Verfahren eine- Entscheidung : 


über. Herm Peltiers Antrag verlangen.“ 


Der Druck auf Clinton Leonard Peltier. 


endlich mal zu begnadigen, wächst stän- 
dig. Nachdem die demokratische Partei in - 
Feutan unter er Mitwirkung von 550 ne >n 


klagten, sondern auch die Rasse des Opfers 
ist, die zur Todesstrafe führt. Und zwar des- 
halb, weil unglücklicherweise in unserer 
Geschichte und Kultur das Leben eines 
Weißen mehr wert ist als das Leben eines 
Schwarzen. 

Augenblicklich sind es 
3.600 Menschen, die in 
Amerika auf ihre Hinrich- 
tung warten müssen. Etwa 
50% davon sind Schwarze. 
Und das trotz der Tatsache, 
dass die Afro-Amerikaner 
nur 12% der Gesamtbevöl- 
kerung Amerikas ausma- 
chen. In der Stadt Philade- 
lphia, aus der Mumia 
stammt, gibt es 126 Todes- 
kandidaten, und alle bis 
auf 13 sind Schwarze. Das 
ist die schlimmste rassisti- 
sche Quote in Todestrakten 
in ganz Amerika. 


Das Ganze ist nicht nur ei- 
ne Frage von Rassismus in 
Amerika, sondern auch ei- 
ne Klassenfrage. Unter den 
3600 sind keine Millionä- 
re. Und es gibt niemanden 
aus der oberen Mittelklasse. Tatsächlich ist 
Mumia von allen im Todestrakt gefange- 
nen am ehesten ein Vertreter der Mittel- 
klasse. Die 3.600 sind die Armsten der Ar- 


| legieiten zum piod opaneitag | in i Los An- 
-geles im August eine Resolution für „eine. 
möglichst baldige Begnadigung Leonards“ 
verabschiedete, folgte ihnen ihre Parteif- 
reunde im Bundesstaat. Washington mit 
-der Forderung nach „einer vollständigen 
..Begnadigung“ Um dieser Nachdruck zu 
verleihen, plant das Leonard Peltier Un- 


terstützungskomitee eine Demonstration 


-am 10. Dezember, dem Tag der Menschen- 
z rechte, zum Gebäude des Vereinten Nati- 


on in New York. Eine geplante Demon- 


stration für den 27. Oktober wurde dage- 
gen abgesagt. Die Veranstalter befürchten, 
. dass eine Demonstration kurz vor der Prä- 
| sidentschaftswahl wenig Resonanz finden 
würde. i | 
Quelle: 
Leonard Peltier Defense Committee 
-=PO Box 583 n 
: Lawrence, KS 66044 
785-842-5774 


www, reepdtierong 


men. Sie sind das Ergebnis der schlechte- 
sten Wohnbedingungen in Amerika, der 
schlechtesten Bildungsverhältnisse in 
Amerika, der schlechtesten medizinischen 
Betreuung, und der unsichersten Lebens- 


bedingungen. 

Die meisten verübten ihre Verbrechen un- 
ter Drogen- oder Alkoholeinfluss. Viele von 
ihnen sind geistig behindert. 

Die USA bringen geistig Behinderte um. 

Viele von ihnen sind sehr jung. Die USA 
sind einer von fünf Staaten, der Minder- 
jährige hinrichtet, für Verbrechen, die im 
Alter von unter 18 Jahren begangen wor- 
den sind. 18 Bundesstaaten vollstrecken die 
Todesstrafe für Verbrechen, die im Altervon 
bis hinunter zu 16 Jahren begangen wur- 
den, ein Bundesstaat von bis hinunter zu 
14 Jahren. Die einzigen anderen Staaten in 
der Welt, die ihre Kinder hinrichten, sind 
Irak, Bangladesch, Jemen, Libyen und Pa- 
kistan. In den letzten zehn Jahren haben 
die USA mehr Kinder hingerichtet als alle 
diese anderen zusammen. So weit mir be- 
kannt ist, sind die USA die einzigen, die in 
den letzten zwei Jahren Kinder hingerich- 
tet haben. Dieses Jahr haben die USA schon 
drei Kinder hingerichtet und 70 weitere ste- 
hen auf der Liste. 


Mehr als 90% von allen denen, die in To- 
destrakten sitzen, haben eine Geschichte als 
Opfer von Verbrechen in ihrer frühen Ju- 
gend, als Opfer von körperlicher Gewalt, 
vor allem von sexueller Gewalt. Das heißt, 
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es sind Menschen, die die Fähigkeit verlo- 
ren haben, ihr eigenes Verhalten kontrol- 
lieren zu können. 


Im letzten Jahr haben die USA mehr Men- 
schen hingerichtet als in irgendeinem Zeit- 
raum während der 50 Jahre davor. Doppelt 
so viele wie 1998. Dieses Jahr werden sie 
wieder mehr Menschen hinrichten als im 
letzten Jahr. Und im Jahr 2001 werden die 
Hinrichtungen eine Quote von durch- 
schnittlich eine Hinrichtung pro Tag errei- 
chen. Das heißt, die Anzahl von Hinrich- 
tungen steigt an. 


Das waren die schlechten Nachrichten, nun 
möchte ich einige gute Nachrichten er- 
zählen. 

Das erste Mal seit vielen Jahren gibt es 
eine wachsende Bewegung gegen die To- 
desstrafe in den USA. Die Vereinigung von 
Anwälten in Amerika (Association of Ame- 
rican Lawyers), in der 300.000 Anwälte zu- 
sammengeschlossen sind, hat sich zum er- 
sten Mal gegen die Todesstrafe ausgespro- 
chen. Die nationale Konferenz der katholi- 
schen Bischöfe hat gegen die Todesstrafe 
Stellung genommen, sowie die meisten 
führenden evangelischen Kirchen und auch 
die jüdischen Organisationen. Sogar reli- 
giöse Führer der Rechten haben sich nun 
gegen die Todesstrafe ausgesprochen, z.B. 
Pat Robertson und andere. Der Gouverneur 
des großen Bundesstaates Illinois hat ein 
Moratorium zur Aussetzung aller Hinrich- 
tungen erklärt. Die Jurisdiktionen von 17 
weiteren Bundesstaaten wollen solch ein 
Moratorium. In der populären Kultur gibt 
es zum ersten Mal bedeutende Produktio- 
nen gegen die Todesstrafe, wie Dead Man 
Walking, Green Mile, Hurrican und andere 
Filme und Produktionen im Fernsehen. 

Der Einfluss aus Europa zum Thema To- 
desstrafe wird wahrgenommen. Der ameri- 
kanische Botschafter in Frankreich hat letz- 
te Woche in der Zeitschrift Newsweek ge- 
schrieben, dass er nirgends mehr hinreisen 
kann, ohne nach der Todesstrafe gefragt zu 
werden. 

Das heißt, in naher Zukunft wird es in 
Amerika eine Auseinandersetzung geben 
zwischen der wachsenden Zahl von Hin- 
richtungen auf der einen Seite und auf der 
anderen Seite einer Bewegung, die zum er- 
sten Mal die Stärke erreicht, das Töten ver- 
hindern zu können. 

Im Zentrum dieses nationalen Konfliktes 
steht der Fallvon Mumia Abu Jamal. Wenn 
Mumia hingerichtet werden kann, wird das 
eine Niederlage für die wachsende Bewe- 
gung gegen die Todesstrafe sein, und alle 
anderen 3.600 Todeskandidaten, die nicht 
diese nationale und internationale Unter- 
stützung haben, wie sie Mumia hat, sind in 
Gefahr. Vor zwei Wochen stellte die New 
York Times fest, dass Mumia in Amerika zu 
einem Symbol geworden ist für die Frage, 
ob das Töten weitergeht oder gestoppt wer- 
den kann. 
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Beitrag von Mumia Abu-Jamal zu den Parteitagen der 


Republikaner und Demokraten 


Eine Party von den und für die 
multinationalen Konzerne 


Die Tatsache, dass Millionen 

vom Wahn befallen sind, 

heißt nicht, dass es normal ist. 

Erich Fromm [{1900-1980) Psychoanalytiker] 


Obwohl das amerikanische Parteitagsfie- 
ber ausgebrochen ist und damit auch eine 
Plage des Medienwahns, spüren die Men- 
schen zunehmend eine ekelerregende 
Gleichheit der republikanischen und de- 
mokratischen Parteien. Die fürs Fernsehen 
gemachten Parteitagspektakel sind Pro- 
duktionen der Multimilliarden-Dollar- 
Großunternehmen, die Politiker im Namen 
der Multis in Szene setzen. Die Armen 
brauchen sich wirklich nicht zu bewerben. 
Sie sind eingeladen zu wählen, oder auch 
nicht, wie sie wollen, denn selbst wenn nur 
eine Minderzahl der Amerikaner sich 
tatsächlich an der Wahl beteiligen (wie in 
der Präsidentschaftswahl 1996), hat dies 
kaum eine Auswirkung. Die einfache 
Mehrheit der Stimmen der wählenden 
Minderheit reicht. Der Gedanke, dass es 
keine bedeutenden Unterschiede zwischen 
den beiden Parteien gibt, ist nicht neu. Be- 
reits vor einem halben Jahrhundert schrieb 
der radikale Wissenschaftler und Aktivist 


W.E.B. Dubois von den „beiden Übeln“ 
zweier großer Parteien: 

„Ich werde 1956 nicht wählen ... ich bin 
der Meinung, dass Demokratie in den Ver- 
einigten Staaten derart zurückgedrängt 
worden ist, dass es keine ‘zwei Übel’ gibt. 
Es gibt eine üble Partei mit zwei Namen, 
und sie wird gewählt, trotz allem, was ich 
tue oder sage... Wie unterscheidet sich Ste- 
venson von Eisenhower? Er kann besser 
Englisch als Dulles, Gott sei Dank! Er hat 
einen verschmitzten Humor, während Ei- 
senhower humorlos ist ... Bei dieser Wahl 
kann ich keinen anderen Rat geben. 
Wählen Sie die Demokraten? Ihre Ent- 
scheidung; ich frage nur, warum? Wählen 
Sie Eisenhower und sein eingespieltes 
Team von aufgeweckten Redeschreibern? 
Noch mal, warum? Wird Ihre nutzlose 
Stimme, wen immer Sie auch wählen, die 
Demokratie stützen oder für ihre Rückkehr 
in Amerika sorgen?“ [aus The Nation, 20 
Oct. 1956] 

Die renommierten Geschichtswissen- 
schaftler Will und Ariel Durant merkten in 
The Lessons of History (1968), dass „... die- 
jenigen Menschen, die über Menschen be- 
stimmen, über Menschen bestimmen, die 
über Gegenstände bestimmen, und dieje- 


nigen Menschen, die über Geld bestimmen, 
bestimmen über alles“ (S. 54). Politiker sind 
Menschen, die über Menschen bestimmen, 
die über Gegenstände bestimmen; Die 
Multis bestimmen über Politiker. Es war die 
Macht des Geldes, die jene absurden ins- 
zenierten Parteitage kontrollierte. Haben 
Sie noch irgendwelche Frage über die 
Macht des Geldes? Nun, überlegen Sie sich 
Folgendes. 

Es gibt zwei Staatsbürger. Der eine spen- 
det dem Kandidaten oder der Partei 50.000 
$, der andere spendet gar nichts, aber nach 
reichlicher Überlegung wählt er den Kan- 
didaten. Nun, welchem von den „Staats- 
bürgern“ wird es vergönnt sein, sich mit 
dem Kandidaten zu unterhalten, Zeit mit 
ihm zu verbringen und seine Aufmerk- 
samkeit zu gewinnen? Was sagt Ihnen das 
über Ihre Rolle im Prozess oder über die 
relative „Wichtigkeit“ von Wählerbeteili- 
gung und Großspendern? Das Zwei-Par- 
teien-Monopol ist da, um die Interessen 
der Reichen zu vertreten, nicht die der 
durchschnittlich arbeitenden Bevölke- 
rung. Vor über hundert Jahren löste sich 
die Whig Partei auf, und aus ihren Rück- 
ständen entstanden die Republikaner. Die 
Zeit ist gekommen, um eine wirkliche Al- 
ternative zu entwickeln; eine dritte Partei, 
die Sprachrohr und Vertreter der Interes- 
sen der Armen, der ArbeiterInnen und der- 
jenigen außerhalb der Partei des Geldes ist. 
Es ist schon längst höchste Zeit dafür. 
Mumia Abu-Jamal, M.A. 1.8.00 
(Übersetzung: spg) 


Republikaner-Parteitag in den USA 


Demonstration gegen Todesstrafe, 
für Mumias Freiheit — Repression 
und Massenverhaftungen 


Während der designierte republikanische Prä- 
sidentschaftskandidat George W. Bush am 
Dienstag auf dem Konvent seiner Partei die 
militärische Stärkung der USA beschwor, prü- 
gelte die Polizei in Philadelphia Demonstran- 
ten zusammen. Mehrere Personen wurden da- 
bei verletzt. Mit Sitzblockaden an zehn großen 
Verkehrskreuzungen behinderten die Demon- 
stranten den Verkehr im Stadtzentrum, mehr 
als 480 Protestierer wurden vorübergehend 
festgenommen. Der Protest richtete sich vor 
allem gegen die Todesstrafe, deren Befürwor- 
ter Bush ist, und gegen den „Gefängnis-In- 
dustrie-Komplex“ Darüber hinaus forderten 
die Demonstranten die Freilassung von Mu- 
mia Abu-Jamal. Die heftigsten Zusammen- 
stöße zwischen Demonstranten und der Poli- 
zei gab es in der Nähe des Hotels, in dem Bush 
in den nächsten Tagen logieren wird. Demon- 
stranten besprühten Polizeiautos mit Farbe 
und zerstachen die Reifen. Die Beamten gin- 
gen mit Schlagstöcken gegen die Menge vor. 
„Die Polizei hat die Samthandschuhe ausge- 
zogen, um jetzt die eiserne Faust zu zeigen“, 
kritisierte ein Sprecher der amerikanischen 
Bürgerrechtsvereinigung ACLU gegenüber 
Junge Welt. Polizei der Stadt, des Staates und 
des Bund sowie die Armee wurden in Alarm- 
bereitschaft versetzt. aus j.W. vom 3.8.2000 


Seit Republikanerparteitag noch im- 
mer über 150 Demonstranten in Haft. 
Solidaritätstag in den USA 


Am Donnerstag nachmittag versammelten 
sich auf dem Times Square in New York City 
Demonstranten, um die Forderung nach Frei- 
lassung aller seit den Protestaktionen um die 
„National Convention“ der Republikanischen 
Partei in Philadelphia in Haft gehaltenen auf 
die Straße zu tragen. Zum gleichen Zeitpunkt 
folgten auch in Baltimore und anderen Städ- 
ten viele dem Aufruf des New Yorker Interna- 
tional Action Center (IAC), sich an die Seite 
der immer noch inhaftierten 155 von ur- 
sprünglich 425 Demonstranten zu stellen. 
Larry Holmes, Co-Direktor des IAC: „Diese Ge- 
fangenen haben angesichts brutaler Mis- 
shandlungen, drastischer Anklagen und un- 
geheuerlich hoherKautionssummen mutig ge- 
handelt. Die Fortdauer ihrer Haft verletzt nicht 
nur auf flagrante Weise ihre Rechte, sie dient 
auch als Testfall für eine neue illegale Poli- 
zeistrategie, die darauf abzielt, die neue anti- 
kapitalistische und antirassistische Jugendbe- 
wegung zu zerschlagen, die sich überall im 
Land regt.“ Holmes, selbst einer der Verhafte- 
ten und mittlerweile wieder in Freiheit, wei- 
ter: „Die Gefangenen befinden sich in einem 
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Hungerstreik gegen die Mißhandlungen, de- 
nen sie unterworfen sind. Alle, die noch an ihr 
Recht glauben, frei von staatlicher Repression 
und Vorbeugehaft demonstrieren zu können, 
müssen jetzt ihre Solidarität mit diesen Brü- 
dern und Schwestern zeigen.“ 

(...) George W. Bush, der auf dem Wahlpar- 
teitag von 2 000 begeisterten Delegierten zum 
Präsidentschaftskandidaten gekürt wurde, ist 
als Gouverneur von Texas für 139 Hinrich- 
tungen verantwortlich. ... Dem Durchmarsch 
Bushs in der Frage der Todesstrafe entsprach 
das brutale Vorgehen der Polizei. Unter- 
schiedslos waren Junge und Alte, Demon- 
strierende und Zuschauende festgenommen 
und in Haftzellen zusammengepfercht wor- 
den. Platzwunden, gebrochene Rippen, ein 
gebrochener Arm und gebrochene Finger wa- 
ren Verletzungen, mit denen sich Festge- 
nommene in den Zellen wiederfanden. Dort 
erwarteten sie Prügel, Fußtritte, tagelange 
Fesselung mit Plastikhandschellen in Hock- 
stellung oder „gekreuzigt“ an Gittern fixiert. 
In einzelnen Fällen kam es zu sexuellen Mis- 
shandlungen. Andere berichteten von psy- 
chischer Folter durch Isolationshaft und 
Schlafentzug. Am schlimmsten traf es die, die 
sich weigerten, ihren Namen zu nennen und 
Fingerabdrücke nehmen zu lassen. 

Die Gründe für Festnahmen und Untersu- 
chungshaft beziehen sich alle auf einfache 
Handlungen zivilen Ungehorsams, wie sich 
vor einen Bus stellen, der Delegierte zum Par- 
teikonvent bringen sollte. Die Anklagen lau- 
ten auf „Besitz von Gegenständen zur Bege- 
hung einer Straftat (verdecktes Mitführen von 
Blockademitteln und Anti-Todesstrafen- 
Transparenten), Verschwörung zur rück- 
sichtslosen Gefährdung einer Person, Wider- 
stand gegen die Staatsgewalt, Verschwörung 
zum Widerstand gegen die Staatsgewalt, un- 
ordentliches Verhalten und Verschwörung zur 
Begehung einer Sachbeschädigung an einer 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und 
Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer 
Kamp 25, 20359 Hamburg. V.i.S.d.P. : Christiane 
Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 
GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 HH, Tel.: 
(040)43188820, Fax: (040) 43188821, email: 
gnn-hhsh@otelo-online.de Herausgeber : Angehö- 
rige und FreundInnen politischer Gefangener in der 
BRD, Postfach 1205, 55002 Mainz, Fax: (0 61 31) 60 
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Schnellstraße“. Einige dieser Vorwürfe gelten 
als Ordnungswidrigkeiten, andere bereits als 
schwerwiegende Vergehen. So erklären sich 
die horrenden Kautionssummen, die sich zwi- 
schen 2.500 und 100.000 Dollar bewegten, in 
zwei Fällen aber sogar auf eine Million Dollar 
festgesetzt wurden. Die horrende Forderung 
trifft langjährige Aktivisten des „kreativen 
gewaltlosen Widerstands“, bei denen angeb- 
lich Fluchtgefahr vorliegen soll. (....) 
J. Heiser in junge Welt vom 12.8. (gekürzt) 


Erklärung der Gefangenen 
vom 6. August 


Wir sind 24 männliche Gefangene, die wegen 
der Teilnahme bzw. versuchten Teilnahme an 
den gewaltlosen direkten Aktionen gegen den 
republikanischen Parteitag in Philadelphia 
am 1. August im Gefängnis Curran-Fromhold 
festgehalten werden. Die minutiös choreo- 
graphierten Parteitage beider Großparteien 
haben nichts mit Demokratie zu tun, sie sind 
von Großkonzernen finanzierte Prunkge- 
pränge mit dem Ziel der Legitimierung eines 
Systems kapitalistischer Klassenherrschaft ... 
Mit unseren Aktivitäten auf den Straßen Phi- 
ladelphias wollten wir aufmerksam machen 
auf die zwei Millionen in den Gefängnissen, 
auf die systematische Anwendung von Poli- 
zeibrutalität, um ganze Communities einzu- 
schüchtern, und die rassistische und grausa- 
me Todesstrafe, auf die vielen politischen Ge- 
fangenen, u.a. Mumia Abu-Jamal, die in den 
Kerkern sind, weil sie sich für soziale Ge- 
rechtigkeit eingesetzt haben ... Von der ersten 
Minute unserer Verhaftung an waren wir Zeu- 
gen von der Wirkungsweise dieses un- 
menschlichen Systems und erfuhren sie auch 
am eigenen Leib. Viele von uns wurden im 
Laufe der Verhaftungen misshandelt, nach- 
dem sie uns Handschellen anlegten, wurden 
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einige von uns zusammengeschlagen oder mit 
Pfeffergas besprüht ... In einigen Fällen wur- 
den uns die Hände an den Füßen zusammen- 
gefesselt, und bei einigen von uns wurden die 
Handschellen so eng festgeschnallt, daß wir 
das Gefühl in den Händen verloren oder sie 
bluteten ... 

Im Bezirksgefängnis Curran werden wir in 
einem abgesonderten Bereich festgehalten 
mit kaum Kontakt zu anderen Gefangenen. 
Außer dass wir die Bedingungen für un- 
menschlich halten, erkennen wir auch, dass 
wir sonderbehandelt werden. Wir bekommen 
z.B. zusätzliches Essen. Bis jetzt sind wir.vom 
Personal hier aber noch nicht physisch mis- 
shandelt worden. 

Während dieses ganzen Prozesses haben 
wir versucht, Widerstand zu leisten und uns 
gegenseitig - soweit wir konnten - solidarisch 
zu verhalten ... Wirhaben Systeme entwickelt, 
um miteinander zu kommunizieren und um 
Konsensentscheidungen zu treffen. Viele von 
uns haben die uns angehängten Identifizie- 
rungsarmbänder abgerissen, wir weigerten 
uns, uns erkennungsdienstlich behandeln zu 
lassen, und einige [30] sind in den Hunger- 
streik getreten. Im Gefängnis zogen wir uns 
die Kleidung aus, um eine Identifizierung zu 
erschweren ... Während unser Zugang zu In- 
formation eingeschränkt ist, wissen wir von 
den Anstrengung draußen, uns zu unterstüt- 
zen ... Als eine Gruppe von vorwiegend 
weißen Männern aus der Mittelklasse sind wir 
uns auch bewusst, dass arme Menschen, 
Nicht-Weiße und andere Marginalisierten 
routinemäßig viel schlimmer behandelt wer- 
den als wir. ... Die wenigen Kontakte zu an- 
deren Gefangenen, die wir haben, sind außer- 
ordentlich positiv. Sie wissen, warum wir hier 
sind, und zeigen uns auf verschiedenartiger 
Weise, dass sie unsere Aktionen unterstützen 
und unsere Überzeugung und Solidarität re- 
spektieren ... Wir sind politische Gefangene. 
Wir werden aufgrund skandalöser Behaup- 
tungen festgehalten ... Die verlangten Kauti- 
onssummen stehen in keinem Verhältnis zu 
den Straftaten, wegen denen wir angeklagt 
sind ... Wir haben verschiedene Werdegänge 
und kommen aus verschiedenen Strukturen, 
aber in unserem Kampf für eine echte Demo- 
kratie und ein Ende der Konzernherrschaft im 
allgemeinen sowie des Strafunrechtssystems 
im Besonderen sind wir vereint. 


Letzte Meldung: 


Wie aus der jungen Welt vom 15.8. zu erfah- 
ren war, sind seit dem 12.August von den über 
200 noch einsitzenden Gefangenen einige in 
einen zusätzlichen lebensbedrohlichen Durst- 
streik getreten. (SPG) 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 237: So, 10.9.00 


